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Vorwort. 

Di(‘  vorlie<reiKle  Dissertation  bildet  einen  'Feil  einer 
oTi>sseren  Arbeit  über  „Bismai’cks  nationalbkonoinisebe  An- 
sebaimno-en“,  Avelcbe  deninäcbst  yollständi«-  in  der  Samndnnti: 
nationalökonoinischer  und  statistischer  Abhandlungen  des 
staatswissenschaftlicluMi  Seminars  zu  Halle  a.  S.  (Aeilag"  ^on 
(4ustav  Fischer  in  dena)  ersclndnen  wird. 

Die  Arbeit  ist  auf  Anregung:  und  unter  I.eitung-  des 
Herrn  Geheinnm  Keg-ierung-srates  Prof.  Dr.  Conrad  ent- 
standen, dem  ich  hierfür  amdi  an  dieser  Stelle  meinen 

erg’ebensten  Dank  atisspr(*che. 

Um  hier  Inu'eits  einen  (iKU'blick  iibei’  den  Dang:  meiner 
Hetrachtung’  zu  ermogflichen,  fügfe  ich  eine  Jnhaltsangabe  dei 
wesentlichsten  Punkte  der  ganzen  Arbeit  bei. 


Bismarcks  H andelsi)0  litik. 

Die  handelspolitische  Lage  beim  Fintritt  Bismai cks  in 
das  (d'fentliche  Leben.  Der  Kampf  zwischen  Schutzzölhiern 
und  Freihändlern.  Bismarck  tritt  für  den  Freihandel  aus 
wirtschaftlichen  und  politischen  IMotiven  ein.  Letztere  über- 
wiegen später,  seitdem  die  Handelspolitik  ein  IMittel  zui 
Lösung  der  deutschen  Frage  wird.  Deshalb  befürwortet 
Bismarck  1862  den  Anschluss  Preussens  an  das  Handelsver- 
tragssystem, insbesondere  an  Frankreich.  Die  Aufhebung 
des  preussisch  - französischen  Handelsvertrages  dui  ch  den 
Krieg  und  seine  Ersetzung  durch  Art.  XI  des  hrankfurter 
Friedens.  Welche  Bedeutung  hat  diese  Bestimmung  für 
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i iispi'c  kiiiit'tig-('  Handelspolitik y Hismareks  pei'söiiliclie 
>tellung'  zum  Plaue  tdues  mitt(‘l(“iiropäischeii  Zollvereins. 

Di('  Handelspolitik  nach  (.-Irnndnng-  des  Keicln^s  und  ihn' 
Hut  Wickelung'  bis  1871).  Die  (Triinde  t'üi'  den  (dH'rg'ang'  zur 
ir.  iitononien  Schutzzollpolitik,  der(Mi  iHesonderes  Chai'akteris- 
t knni  die  Agrarzlilh'  sind.  Bismarcks  H(*o'riindnng'  derselben, 
H‘ine  Ansicht('ii  über  die  wirtschaftliche  und  politiscln*  Ife- 
teutung'  der  Landwirtschaft.  Die  handrlsp.olitischen  Folg'en 
( (U'  steig'enden  (4etreid('zölle  und  d(U'  schliessliclu'  (dx-rgang' 
zur  Ivolonialpolitik,  um  auf  diesem  \\'ege  neue  Ahsatzg('hiete 
zu  (U'wei'heii.  Welches  sind  die  leittniden  (Gesichtspunkte 
(er  Bismarcksclnm  Koloniali)olitik? 


B i s m a r c k s Sozialpolitik. 

Del'  Kanzler  ist  ein  Anhängen'  der  Wohlfahrtstlu'oi'ie', 
1 ach  ihr  hestimmt  er  di(‘  Aufgaben  (h‘s  Staates  auf  dem 
(rehi(‘t(‘  der  Sozialpolitik. 

Als  Abgeordneter  tritt  Bismarck  hauptsächlich  für  den 
ilittelstand  ein  (Zunftwesen):  die  (ilründe  hierfür',  besondei's 
i i politischer  Hinsicht.  Später  macht  sich  den'  Einfluss  Las- 
h alles  benun-kbai',  Bismai'ck  iuteressi(‘rt  sich  für  Produktiv- 
( ssoziationen.  Die  Stellung  Bismai'cks  zum  Sozialismus  und 
zur  Sozialdemokratie.  Die  zwei  Seiten  seiner  Sozialpolitik: 
( as  Sozialistengesetz  einerseits,  die  positive  Fürsorge  an- 
c erei'seits.  Dii'  Bedeutungslosigkeit  der  Anei'kennung  des 
Hechts  auf  Ai'beit.  Die  Entwickelung  der  Versicherungs- 
ges(‘tze,  besonders  gegenülier  dem  ui'spi'ünglichen  Plane  des 
Kanzlei'S.  Die  ablehnende  Haltung  Bismarcks  gegenüber  den 
Areitei'geheuden  Eordm'uiigeii  (hn-  Fabrik-  und  Arbeit erschutz- 
gesetzg'('bung  und  die  Gründe  hiiu'füi'. 


Die  Heden  Bismarcks  citiei'en  wir  in;  folgenden  nach  der 
hei  Heclani  erschienenen,  von  I’hiliiip  Stein  besorgten  Ausgabe. 


Bismarcks  Finanzpolitik. 

Der-  Staat  ist  nach  Bismarcks  Auffassung  eine  ., (Ge- 
nossenschaft*),  beheri'scht  vom  Prinziiie  des  Zwanges.  „Nicht 
die  Hechte  des  Staatsangehörigen  am  Staate,  sondern  seine 
Pflichten  gegen  den  Staat  stehen  für  Bismarck  in  ei‘st(U- 
Heihe.  Die  Rechte  am  Staate  sind  erst  das  (Gegenstück 
der  öffentlichen  Pflichten“ 

In  doppelter  Hinsicht  stellt  nun  der  Staat  Anforderungen 
an  die  Unterthanen.  Einmal  verlangt  er  ihre  Dienste  in 
Krieg  und  Frieden  zum  Schutze  imd  zur  Verteidigung  des 
Vaterlandes.  Sodann  aber  legt  er  ihnen  pekuniäre  Opfer 
auf  Kraft  s(üner  Fiiianzhoheit. 

Wie  jeder  Einzelne,  so  bedarf  natürlich  auch  der  Staat 
finanzieller  Mittel  zur  Erfüllung  seiner  Zwecke.  Da  aber 
die  staatlichen  Aufgaben  unbedingt  zu  erfüllen  sind,  so  müssen 
auch  die  erforderlichen  Mittel  in  jedem  Falle  vorhanden  sein. 
Hierdurch  ergiebt  sich  der  wichtigste  Unterschied  des  })rivat- 
wirtschaft liehen  vom  staatlichen  Finanzwesem : in  diesem  ist 
nicht  di(‘  Höhe  der  Einnahmen , sondern  die  Höhe  der  Aus- 
gaben der  gegebene  Faktor.  Die  Einnahmen  sind  durch  di(‘ 
Ausgaben  bedingt,  welche  im  Einverständnis  zwischen  IH^- 


1)  A.  IB.  Juni  1(S65,  II.  254. 

2)  Rosin.  Gnimlzü^e  einer  alldem.  Staatslelire  nach  den  politi- 
sclien  Reden  und  Schriftstücken  des  Fürsten  Bismarck.  Annalen 
des  deutschen  Reichs  1H98.  S.  99. 
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tneiung'  mul  Volksvertretuno-  als  dom  R(Hliiifuis  d(‘S  Koiolis 
()d(*i‘  Staat(‘s  oiitsi>reclion(l  tVsttri'stollt  wordon  '). 

Die  Höhe  des  l^edarfs  ist  für  die  StaatseimialmiiMi  iu 
doppelter  Hinsicht  hedtaitun^^svoll.  Sie  bezeichnet  (‘inmal 
deren  Minitiinm,  denn  Jm  Staatshaushalt  (‘iiu‘s  jeden  o;eord- 
iieten  Staatswesens  ist  ein  entschi(‘dener  horroi'  vacui  das 
vacuiim  füllt  sich  notwendig  auf  irgend  eine  \Veis(“‘D.  So- 
dann ist  aber  durch  die  Höhe  des  H(‘darfs  auch  mich  oben  t-iiie 
Hegrenziing  der  Kinnahmen  g(‘geb(*n . der  Staat  soll  nni 
die  unbedingt  erforderlichen  Mittel  beanspruchen.  Das  lield 
bleibt  für  alle  Verhältnisse,  die  nicht  der  staatliclu'ii  Gesamt- 
kräfte zu  ihrer  Pflege  notwendig  bedüiden,  immer  bessei  in 
der  Tasche  di's  Steuerpflichtigen ; wenn  die  Regierung  irg(‘iid 
in  der  Lage  ist,  es  da  lassen  zu  können,  so  findet  es  dort 

die  fruchtbarste  Verwendung“. 

Bismarck  hatte  schon  als  jung(‘r  Mann  Gelegvnheit, 
über  diese  Fragen  seiiu'  Anschauungen  zu  entwickeln  in 
seiiu*r  .lugendarbeit ; „Iber  Sparsamkeit  im  Staatshaushalt, 
ihr  Wesen  und  ihre  Krfolgi'“  ^). 

Es  ist  dies  ein  besonders  interi'ssantes  Dokument.  Ein- 
mal ist  es  das  einzigt',  in  di'in  sich  Bismarck  rein  theoretisch 
über  nationalökonomisclK*  Fragen  g(‘äuss(*rt  hat.  Andrerseits 
finden  sich  hier  schon  vollständig  seine  späteren  Anschau- 
ungen vor  und  so  wird  uns  der  Schlüssel  zu  deren  Ihsprung 
gegebmi,  denn  die  hier  vertretmien  Ansichti'u  gehen  unmittel- 
bar auf  die  französische  ddieorii'  zurück,  insbesondere  auf 
J.  B.  Say  und  s(‘ine  „Darstellung  dei-  Nationalökonomie“^). 

Bismarck  geht  in  jener  Arbeit  davon  aus,  dass  man  sich 
vor  allem  eiiu*  richtigi;  Ansicht  von  der  Natur  und  den 
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1)  R.  4.  Fehl'.  1881.  Vlli.  27. 

2)  R.  Ifi.  Fehl-.  1881.  Vllb  45. 

B)  Abfj-edr.  im  Bismarck-.lahrbuch  11.  21  t'f. 

4)  Wir  werden  im  folgenden,  um  die.'^  zu  illu.strieren,  neben 
Bismarcks  Anst'übrmm'en  die  entspreclienden  Stellen  aiis  Says  ji’e- 
nanntem  Werke  zum  Ver*rleiche  heranzielien  nach  der  wohl  auch  von 
Bismarck  benutzten  Übersetzung  von  Mörstadt,  Heidelberg  1827. 
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Wirkungi'ii  di‘r  Konsiimption  des  Staates  bilden  müsse.  „iUan 
ist  lange  Zeit  dei'  Meinung  gewesen,  dass  dieselbe  dem  (-le- 
samtvi'rmögen  nichts  koste,  indmn  die  Ausgaben  dos  Staates 
wieder  Einnahmen  für  die  Emjifängt'r  bilden“  (a.  a.  ().  S.  2H)p. 
Es  ist  aber  „eine  falsche  Folgerung  aus  dem  Merkantilsysteni, 
wenn  man  behauptet,  die  Ausgaben  der  Regierung  kosteten 
dem  Volke  im  ganzen  nichts  und  dienten  vielmehr,  so  lange 
das  Geld  im  Lande  bli(‘be,  nur  nm  die  ('irkulation  zu  heben 
und  die  Indiistrii'  zu  beh'ben.  Diesen  irrtümlichen  Satz  hat 
wohl  ni(‘  ein  Monai'ch  mit  so  festm-  i'lu'rzengung  von  dei- 
Richtigkeit  desselben  verfolgt  als  Louis  XI W,  welcher  seinem 
Ansspruch  „nn  roi  fait  l’anmöne  en  (Rpensant  b(‘an- 
coui)“  gemäss  zum  WT'rt  von  bUP  Millionen  Francs  an 
.Mati'rial  und  Arlu'it  ‘zur  Ausschmückung  des  Schlosses  von 
V'ersailles  verschwendet“  |S.  2ö)^).  „Der  Aufwand  des 
Staates  vernicht(*t  also  ebenso  g-ut,  wie  der  des  Einzelni'H, 
Bi'standteih*  des  Nationalvermögens“  (S.  25) 'b.  Es  ist  min 
schwierig,  die  richtige  Höhe  des  Staatsanfwandes  festznsetzen. 
„Del'  Privatmann  findet  in  seimw  Flinnahme  den  Massstab 
für  seine  Ansgab(*n ; denen  aber,  welche  mit  der  Anordnung 
der  öffentlichen  Ausgaben  beschäftigt  sind,  ist  die  Sjiarsam- 
keit  in  betreff  derselbmi  nicht  so  unmittelbar  durch  den  eigenen 
Vorteil  geboten,  indem  sie  nicht  ans  ihrem  eignen  Vermögen 


1)  Say  p.  291:  Fa.st  zu  allen  Zeiten  hat  man  die  Meinnn<>-  ^e- 
licfjt,  als  ob  die  Staats'jesellscliaft  die  Werte,  welche  sie  für  den 
öffentlichen  Dienst  bezahlt,  in  anderer  Gestalt  wieder  zurückerlialte : 
Denn,  .sajit  man,  alles,  was  die  Regiernuf;  oder  ihre  Beamten  ein- 
nehmen, ‘'•eben  sie  ja  auch  wieder  ans. 

2)  Say  ]).  295,  290:  Was  soll  man  von  den  Grundsätzen  jener 

.Schriftsteller  denken,  welche  die  Behauptung-  zu  verfechten  suclum, 
dass  das  Staatsvermö^en  durch  Konsumi)tion  jje.steioert  werde. 
Frau  von  Maintenon  erzählt,  dass  sie  von  Ijonis  XIV.  zur  .Antwort 
erhalten  habe : Ein  Könm'  ^iebt  Almosen,  wenn  er  ffrossen  Auf- 
wand macht. 

H)  Say  p.  289:  Die  Konsnmptionen  des  .Staates  sind  von 

völlig  fjleicher  Natur  mit  jenen,  wodurch  Individuen  oder  Familien 
ilire  Bedürfnisse  befriedigen,  ln  beiderlei  Fällen  haben  wir  eine 
Zerstörunii'  von  Werten,  einen  Verlust  von  Reichtümeni. 
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w rtschafteii  (S.  26)  *).  Vt'rsdiwoiuluiig:  a))er  fühlt  den  Staat 
ai  f Ahweg-e.  Karl  11.  von  Eiif^laml  liess  sieh  von  Holland 
Ixsteehen,  das  Auslaufen  seiner  Klotle  zu  vt'rzön-ern; 
L idvvig’  XIV.  erriiditete  die  überflüssigsten  und  lästigsten 
Ä nter,  nin  ans  ihrem  Verkauf  Geld  zu  eilösen  (S.  28)  ^j. 

Zn  billigen  sind  nur  zweekmässigi*  Ausgaben-^).  Nächst 
der  Beobachtung  des  richtigen  Masses  ini  Ntudtrauch  ist  es 
tliis  wesentlichste  Kennzeichen  einer  siiarsamen  Hegierung, 
dass  sie,  durch  zweckmässige  Leitung  dessidhmi.  das  güns- 
ti.CSte  Verhältnis  zwischen  den  Auf opf erungi'u  (h'r  Steuer- 
p lichtigen  und  den  damit  erndchtmi  \ oiteihm  In'rzustellen 
sucht.“ 

ln  welcher  Form  soll  nun  der  Staat  die  mt'orderlichen 
ittel  aufbringmi?  „Selbst  zu  produzieriMi  ist  für  den  Staat 
weder  eine  hinlängliche  noch  die  sparsamsti’  Weise,  seine 
Bedüitnisse  anzuschaffen,  viidmehr  ist  es  w'ohlfidler,  w'enn  er 
si'inen  Bedait'  aus  dem,  was  die  Unterthamm  produziiut  haben, 
e itnimmt‘"  (8.  37).  Deshalb  soll  der  Staat  sich  thunlichst 
sogar  seiner  Domänen  entäusserii. 

Von  den  Stenern  ist  an  sich  die  Kinkommenstener  die 
b*ste,  aber  „das  Einkommen  der  Einzelnen  jifh'gt  dem  Staate 
nicht  bekannt  zu  sein  und  es  ist  dalum  s<‘hwer,  die  Abgabmi 
demselben  anzupassen“  (8.  38).  Thatsächlich  sind  am  ge- 
e.gnetsten  die  Konsnmptionsstein*rii,  da  man  sich  ihnen  ent- 
z .ehen  kann  (8.  38) -^).  Damit  dies  ab(‘r  möglich,  dürfen  nur 
1 uxusgegenstände  besteuert  w'erden.  „Di'shalb  sind  es  die 
oe.wählt ereil  Genussmittel  des  gemeinen  Mannes,  welche  b(‘- 


1)  Say  p.  ä08,  804:  Ein  Privatmann  t'ülilt  genau  den  Wert 

dir  Sache,  welche  er  komsiimiert.  Eine  Regierung  ist  hei  Ordnung 
und  Wirtschaftlichkeit  nicht  ebenso  unmittelbar  interessiert,  sie 
e npfindet  das  rngemach  nicht  .so  lebhaft  nnd  unverzüglich. 

2)  Say  p.  807,  808  giebt  dieselben  Ausführungen  und  Beispiele. 
8)  Say  i>.  800:  Wenn  die  Konsumptionen  der  Regierung  einen 

^ erlust  von  Werten  verursachen,  so  sind  sie  gerade  nur  insofern  zu 
1 illigen.  als  daraus  für  die  Nation  ein  Vorteil  entsiiringt,  welcher 
(len  Opfern,  die  sie  ihr  kosten,  gleichkommt. 

4)  .Say  p.  408. 
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sonders  zweckmässige  Objekte  der  BesteiU'rung  abgebem,  als 
Bräunt W(dn,  Bitu',  Tabak,  Zucker,  Kaffe(‘“  (8.  36). 

Dh'  Höhe  der  Abgaben  kann  mir  Hupirisch  festg(‘st(‘llt 
wenhm,  dmin  .,die  Abgaben  verteiu'rn  gleich  den  Produktions- 
kosten das  JTodukt,  welclu'S  sie  trefhm.  . . Eine  Eiliöhiing 
d('r  8teiiei'  st(dgert  daher  niemals  den  ganzen  Phdrag  ver- 
hältnismässig“ (8.  36).  ‘)  Im  Interesse  th>r  Konsumenten 
ist  (‘S  besser,  .,j(‘  näher  am  Augenblick  d(*s  Verbrauchs  (du 
Produkt  von  der  Abgabe  gtdroffen  wird,  denn  je  läng(‘r  dm- 
Zeitraum  ist,  welcher  verg(*ht,  ehe  der  ]Toduc(‘nt  die  ausge- 
h'gte  Abgabe  von  den  Konsumenten  durch  d(ui  Verkauf  wiiuh'r 
einzi<dien  kann,  di'Sto  höher  laufen  die  Zinsen  au,  wedeln*  er 
von  se'iner  Auslage  berechnet  und  ersetzt  verlangt“  (8.42)0- 
Auch  die  Erhebung  der  8teuern  muss  möglichst  billig 
g(*staltet  w-erden,  damit  Verschweiidiingen  vermi(*den  w'erth*n, 
wie  sie  z.  B.  zur  Zeit  8ully’s  in  Frankn*ich  vorkamen  (8.  42) -Ü- 

Zu  thesaurieren  empfiehlt  sich  nicht,  denn  „solange  das 
G(*ld  in  der  8taatskasse  liegt,  bleiben  seine  uützlicln*n  W ir- 
knngen  suspendiert.  Das  als  8chatz  niedergelegte  Kapital 
wird  der  piodiiktiven  Aioveudung  entzogen,  so  dass  dem 
Lande  die  Zinsen  desselben  verlorc'ii  gehen“  (8.  43).  — 

In  grossen  Zügen  kann  man  hier  schon  das  spätere 
finanzpolitische  Programm  Bismarcks  erkennen,  trotz  mancher- 
lei Abwu'ichungen  im  einzelnen. 

Die  privatw  irtschaftliche  Thätigkeit  des  8taates  lehnte 
(>r  später  durchaus  nicht  mehr  ab.  Der  Gesichtspunkt  der 
wirt  Schaft  liehen  Kentabilität  war  nicht  iiu'hr  aiisschlaggehend. 
Zw-ar  hatte  er  nichts  gegen  die  Veräusseriing  von  Domänen 
als  Palliativmittel  gegen  die  landwirtschaftliche  Krisis,  aber 


P .Say  p.  875:  Daher  wirft  eine  .Steuer  dem  Fiskus  niemals 

in  dem  nämlichen  Verhältnisse  mehr  ab,  wie  er  sie  selber  erhöht. 

2)  Say  p.  426:  Vernunft  und  Erfahrung  führen  mithin  zu  dem 
Residtat,  dass  der  Teil  der  Steuer,  welcher  auf  dem  Einkommen  des 
Konsumenten  ruhen  soll,  immer  mit  um  so  schwererer  t herla.st  da- 
rauf falle,  je  näher  die  Steuer  beim  ersten  Produzenten  erhoben  wird. 

3)  Ganz  ebenso  Say  p.  380. 
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eil  \v(*it(T(‘  Vci'miiidoruiifr  d(‘s  staatlidicn  KapitalvtTinö^i'oiis 
wi  -s  er  woit  von  sich,  W(mhi  es  auch  \voni<>-(‘r  (‘iiihrino-(‘ii 
im  «■,  als  in  Privathäiiden.  Denn  dann  würde  er  wie  ein 
V(  rschw(‘nder  leben,  „der  vom  Kapital  h'bt  und  sao-t : Ich 

w(  rd('  nachher  mit  Bewilli^ungsanträo-en  kommen,  wenn  ich 
nii  hts  mehl“  habe“  '). 

Die  Fra^e  der  Vermehrung“  der  privat  Wirtschaft  liehen 
TI  ätifrkeit  des  Staates  beurteilt!'  er  von  dem  Standpunkte 
ans,  dass  „keine  Aufgabe  dem  Staate  an  sich  fn'ind  sei,  dass 
er  aber  als  höchster  und  äusserster  der  menschlichen  Vei“- 
hüiuh'  nur  diejenigen  sozusagen  in  eigene  Regie  nehmen  soll, 
W'‘lche  nicht  ebenso  vollkommen  von  den  Jilinzehien  und  ihren 
(»i  o-eren,  im  Staat*'  bestehenden  oder  von  ihm  selbst  ins  Lehen 
ZI  rufenden  Vereinigungen  erfüllt  werden  können“ 

„Es  giebt  aber  eine  grosse  Anzahl  von  Zweigen  di'r 
ölt'entlichen  W'ohlfahrt,  die  sich  der  Pflege  durch  den  Ein- 
z(  Inen  entziehen,  wenigstens  in  gewissem  Masse,  und  die  nur 
vii'ihus  unitis  gepflegt  werden  können.“  Diejenigen  Zwecke 
ni.n,  „die  der  Einzelne  erfüllen  kann,  wäre  es  Thorheit  für 
eile  Korporation  oder  gemeinsam  in  die  Hand  zu  nehmen.  . . 
E * giebt  aber  Zwecke,  die  nur  der  Staat  in  die  Hand  nehmen 
ki  nn“  D- 

Dahin  rechnet  Bismarck  das  Verkt'hrs wesen.  Er  betont 
das  schon  in  jener  dugendarbeit  gegenüber  der  ('nglisclu'ii 
S “hule,  die  alles  von  dei“  freien  Konkurrenz  erhofft.  „So 
empfiehlt  A.  Smith,  die  Anlegung  von  Cliaiiss('een  und  Kanälen 
d''i“  Privatkonkurrenz  zu  überlassen.  Die  preussischen  Chaus- 
s(  een  kosten  dem  Staat  ausser  dem  Anlagekapital  jährlich 
1 LOOOUO  Thaler,  während  sie  nur  800 OOO  einbringen.  Hätte 
Iran  also  die  Anlegung  derselben  auf  die  Unternehmungslust 
d Privatleute  ankommen  lassen,  so  w ürde  der  Bau  von 
(’nausseeen  vielleicht  noch  ('benso  sehr  Projekt  sein,  wie  der 
du“  Eisenbahnen,  und  die  Hemmung  des  Verkehrs  durch  den 
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1)  R.  10.  März  1877.  VI.  259. 

2)  Rosin  a.  a.  0.  S.  89. 

8)  R.  15.  März  1884.  IX.  137. 
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teui“i'ii  Trans])ort  würde  d('m  Lamh'  mehr  sfekostet  habi'ii,  als 
die  vom  Staat!'  auf  (h'u  Chausseebau  verw<mdeten  Sumnu'u“  0. 

Auch  sjiäter  wiilmete  Bismarck  dem  Verkehrswesen  stt'ts 
S!'ine  Aufmerksamkeit.  Er  hatte  schon  in  die  Hidchsverfassung 
weitgehende  Bestimmungen  hierüber  gebracht.  Nach  (h'S 
Kanzlers  eigenem  Urteil  „ist  wohl  kein  Abschnitt  in  der 
lieichsverfassung  der  vollen  Fertigkeit  so  nahe  gebracht,  wi(' 
dieser,  und  anscheinend  leichter  in  die  Ausführung  zu  ülx'r- 
setzen,  wie  gerade  !lieser,  wo  !lem  Beiche  gross»'  Attributiom'u 
in  der  Theorie  verliehen  sind,  aber  es  fehlt  die  i)raktis(“h»' 
Handhab»'.  Es  ist  gewissermassen  ein  gehnlenes  Ih'wehr. 
aber  es  fehlt  der  Abzug,  an  dem  es  abgedi'ückt  w»'rden  kann"  D. 

Es  ist  dies  eine  Eigentümlichkeit  des  VH.  Abschnitts 
der  Eeichsverfassung,  der,  allerdings  absichtlich,  ganz  aus 
dem  Rahmen  gesetzlicher  Bestimmungen  herausfällt.  Er  hat, 
um  die  Hoheitsrechte  der  Einzelstaaten  zu  schonen,  nu'lir  »lie 
Form  eines  Gresellschaftsvertrages  erhalten. 

Fürst  Bismarck  hatte  auf  die  Initiative  der  Buiulesre- 
gi»'i“ung»'n  ger!'chnet,  die  sich  ver})flichtet  hatten,  die  deutschen 
Eisenbahnen  im  Interesse  eines  einheitlichen  V»'rkehrs  ver- 
walten zu  lassen  D.  Er  sah  sich  hierin  ebenso  getäuscht, 
wie  in  »len  Hoffnungen,  die  er  dann  auf  das  1878  errichtete 
Reichseisenbahnamt  gesetzt  hatte.  In  ihm  glaubte  er  »li»' 
Handhabe  zu  finden,  um  die  theoretischen  Befugnisse  »h's 
Reichs  zur  praktischen  Durchführung  zu  brinofen.  Aber  »'S 
blieb  „eine  begutachtende,  beratende,  bittende  Behönle,  die 
sehr  viel  schreibt  und  thut,  ohne  dass  ihr  j»'mand  Folge 
leistet“  *). 

Die  Zersplitterung  der  Eisenbahnen  war  aber  »lern  \ er- 
kehr  aufs  höchste  schädlich.  „Wir  haben  in  ganz  Deutsch- 
land, glaube  ich,  68  verschiedene  Eisenbahnprovinzen  — das 
ist  fast  zu  wenig  gesagt,  Eisenbahnterritorien  möchte  ich 


1)  Bismarck-.Jahrbucli  II.  31. 

2)  R.  17.  Mai  1873.  VI.  “26. 

3)  A.  26.  April  1876.  VI.  207. 

4)  A.  26.  AprU  1876.  VI.  208. 
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safi’tMl  — von  (k'iH‘11  yi(“ll('iclit  40  auf  l’i’oiissi'u  komiiioii  woi'dcui. 
-h'do  di(*sor  torritorialon  Herrschafton  ist  nun  mit  den  mitt(d- 
altorlicheii  KedittMi  des  Staiadrechts,  d(‘s  Zoll-  und  (-J(*l(*it- 
weseus  und  der  Aiiflag-eu  auf  d(>u  Verkehr  nach  Willkiii'  zu 
(iiiusteii  ihres  Privatsäckels  vollständig-  aiisg-erüstet,  ja  seihst 
mit  dem  Fehdei-echt  P‘‘. 

Diese  tranrig-eii  Zustände  sind  hervorg-eriüeu  durch  die 
Uuterlassuiig-ssüiide  des  Staates,  der-  in  jener  Zeit,  als  man 
noch  missti-auisch  war  gfeg-mi  den  Wei-t  der  Kismihalmmi, 
ihr-en  Bau  nicht  selbst  in  die  Hand  nahm,  sondmii  Pi-ivat- 
monopole  erteilte ’D.  Dur-ch  ihre  Über-lassurrg  hat  marr  „nach 
Arralogie  der  frarrzösischerr  Gmreralpächter  der  Stmim-n  rditm- 
Provinz  die  Ausbeuturrg  des  Verkehr-s  eitrer  Larrdschaft  an 
eirre  Privatgesellschaft  über-lassen,  nur  daraus  so  hohe  Aktien- 
dividertderi  herauszuschrreidert  wie  möglich.  Das  war-  eirt 
aussm-ordentlicher  Misshr-aueh  des  steufu-zahlerrdroi  urtd  ver-- 
kehr-shedür-ftigen  Publikums  zu  (4nrrsterr  der  Kapitalisten,  die 
dieses  Morropol  der  Eisenbahrrerr  erhielten 

Der  Entwui-f  eines  Beichseisenbahrrgr^setzes  scheiter-te 
(1874/1875).  Der  Ausweg,  dert  Bisrrrarck  darauf  suchte,  war 
der  Versuch,  alle  Bahnerr  thatsächlich  irr  der  Hatrd  d(*s  Keiches 
zu  vereirrigerr.  Er  suchte  zu  diesem  Behufe  zunächst  dir* 
Einwilligung  d(*r  preussischerr  Volksvertr-eturrg  irach  zur-  (drer-- 
tragurrg  urrserer  Eiserrbalmen  an  das  Ktüch.  Dieselbe  wur-(h* 
ihm  erteilt,  sie  kam  aber  rricht  zur-  praktischen  Verwendurtg, 
denn  die  Vereinigurrg  der  Eisenbahrrerr  scheiterte  am  Parti- 
kularisrrrus  einzelner  Eegier-urrgen.  Für  dieserr  Fall  hatte 
der  Kanzler  her-eits  vorher  erklärt,  „dass  Ih-eusserr  br*i  ab- 
lehrretrdem  \ erhalteir  des  Reichs  sich  eirrerr  korrzerrtrierterr 
Bahrrhesitz  rrrit  Nachdruck  zu  sichern  beahsichtigeA)“.  Dieser- 
Plarr  wrrrde  uurrrnehr  auch  irr  Arrgriff  gertommerr  utrd  glänzerrd 
durchgeführt. 

1)  A.  26.  April  1876.  VI.  209. 

2)  R.  U.  Juni  1882.  IX.  78. 

J")  R.  12.  Juni  1882.  IX.  39.  Ganz  älinlic-h  R.  14.  Juni  1882. 


IX.  78. 
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4)  \ otnni  V.  9.  März  1876.  Poschinger,  Aktenst.  1.  221. 
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Inwit'weit  Bismar-ck  bei  seint'r  Eisen])ahni)olitik  g<*r-a(h‘ 
von  finanzielh'ir  Rücksichten,  insb(*sori(h‘re  bei  seinem  nr-- 
sj)i-ünglichen  Plair  von  dem  Wunsche  finanzieller-  S(*!bständig- 
machrrng  d(*s  Reiches  geleitrt  war-,  ist  schwer  zu  sagerr.  ln 
der-  Hauptsache  hielt  er  das  Verkehr-sweserr  rricht  für-  ge- 
eigmt,  „eirr  Gegenstand  finarrzieller  Konkiir-r-enz  zu  sein,  um 
das  höchst  Mögliche  her-auszuschlagerr ; die  Eisenhahiren  sind 
mehr-  für-  derr  Dienst  des  Verkehr-s,  als  für  den  Dienst  der- 
Firrairzerr  bestimmt;  dass  sie  dabei  rricht  finanzielle  Vor-tr-ih* 
br-iirgen  sollterr,  wär-e  eirre  Thor-h(*it“  M.  Aber  air  arrder-(*i- 
Stelh*  betont  (*r-  wieder-  rrrehr-  die  firranzielle  8<*ite.  So  heisst 
es  in  derr  „G(*dankerr  uird  Er-irrrreruirgeir“  (H.  S.  210):  „Ich 

bin  sti'ts  d(*r-  Meinung  g(*weserr,  dass  der  Ti-anspor-t-  und  Kor-r-es- 
ponth'irzverkehr-  zu  denr  Staatszw(‘cke  beizutr-agen  Irala*  irnd 
diesr*  Beisteuer  irr  der  Porto-  urrd  Fr-achtver-güturrg  einzrrlx*- 
gr-eiferr  sei‘‘.  Man  sieht  also,  dass  sich  Bisrnar-ck  hier  in 
s(*irrenr  Urtrdl  rricht  gleich  blieb.  „Bald  hat  er-  die  Möglich- 
keit, denr  Staate  gewaltige  Eintrahnrerr  zuzuführetr,  star-k 
rrnter-str-ichen,  bald  rrrit  Nachdruck  betorrt,  dass  der-  Staat  dir*  Eis(*n- 
bahrrverwalturrg  nur  aus  dem  Ver-kehi-sirrter-esse  führen  dür-f(*“  H. 

Inrirrerhirr  neigen  wir-  der  Auffassuirg  zu,  dass  der  Karrzh*r- 
bt*i  dem  Reichseisenbahrrpr-pjekt  nt'berr  der-  Absicht,  eirre  rreue, 
das  garrze  Reich  uirrfasserrde  Eirrrichturrg  zu  schafterr,  arrch 
star-k  von  finarrzpolitischeir  Motiverr  beeinflusst  war.  Hier-für- 
spr-icht  sclrorr  der  zeitliche  Zusarnnrerrhang,  in  welchem  dieses 
Pr-ojekt  rrrit  so  rrranch(*nr  arrdererr  steht,  die  säirrtlich  dar-arrf 
ahzielterr,  das  Reich  auch  firranziell  auf  eigene  Füsse  zu  st(*llerr. 

Für  Prrursserr  hatte  die  Ver-staatlichurrg  (h‘i-  Eiseirl)ahn(*n 
eirrerr  glärrzerrden  firranziellerr  Eri'olg.  Durch  dieselbe  wuirh* 
das  preussische  Eirrnahmebudget  so  weserrtlich  modifiziei-t. 
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\ Oll  <ivriiio'(‘m  Kriolg-o  wan'ii  Bismarcks  soiistijro  B(‘- 
stivl)uii^r(>n  auf  dom  Goliioti'  der  X iutohrspolitik.  Er  orkaiinto 
sohr  richtie:  d(*n  Zusamiiioiihaiio:  zwischen  Handels-  und  Eismi- 
hahntarifpolitik.  Deshalb  suchte  (*r  wenigstens  „den  Krehs- 
scliad('ii  nnsei‘(n‘  Produktion,“  die  verschiedenen  Tarife,  zn 
l»(“S(‘iti»-en,  nach  denen  jedes  deutsche  (fnt  teurer  gefahrini 
wii’d,  als  das  ausländische  ').  Zeitweilig  glaubte  d(‘r  Kanzh'r 
g<‘r‘ad(*zn,  mit  einer  Erhöhnng  der  Tarife  im  nmgekehrti'ii 
SiiiiK'  statt  einer  Zolh'rhöhnng,  lu'soiuh'rs  auf  Getnndi',  ans- 
kommmi  zn  können,  ln  dem  Ix'kannteii  Schreiben  an  Herrn 
von  ThüngeiD)  bezeichnet  er  die  Ändernng  dei' Tarife  füi‘ 
wirksamer  als  eine  Verdoppelung  oder  seihst  Vervierfachnng 
d(‘r  Zölle.  1S79  entstand  auch  der  Entwurf  eines  Keichs- 
tai'ifgesetzes,  dem  ahm’  dasselbe  Schicksal  heschieden  war, 
wie  dem  Keichseisenbahngesetz. 

Nur  wenig  konnte  Bismarck  auch  mit  seinen  Bemühungen 
lim  Erweiterung  unseres  Kanalsvstems  erreichen.  Er  meinte 
mit  Hecht,  „dass  unser  Vaterland  in  diesei’  Beziehung  nocli 
nicht  auf  der  Höln*  der  Entwicklung  steht,  welche  seiin* 
Mittid  lind  Verkehrsverhältnisse  ihm  znweisen“.  Leider  habe 
man  die  ältere  Hegiernngsmaxime,  Avelclie  in  der  Errichtung 
des  Bromherger,  des  ErÜHlrich- Wilhelm-,  des  Einower  Kanals 
m’kennhar  sei,  verlassen,  „ln  Prenssen  ist  seit  drei  Menschen- 
altern für  die  Herstellung  von  Kanälen  nicht  mehr  Genügen- 
des geschehen.  Andm’e  Staaten , insbesondere  Frankreich, 
England  und  Knssland,  sind  uns  in  diesm’  Beziehnng  weit 
vorangegangen“ Bismarck  empfahl,  eine  Verhindnng  der 
Maass  mit  dem  Rheine  in  Angriff  zn  nehmen;  von  diesem 
ans  sollte  ein  Kanal  nach  Kiel  geführt  verden  zum  Anschluss 
an  den  Nordostseekanal.  Bei  dem  letztgenannten  betonte 
der  Kanzler  allerdings  mehr  militärisch(%  als  handelspolitiscln' 
El’ Wägungen  •^). 

1)  R.  8.  Mai  1879.  VU.  219. 

2;  16.  April  1879.  VII.  204. 

8)  Sclireiben  vom  12.  Januar  1876.  Poschin^'er , Akten- 
stücke I.  212. 

4)  „Ged.  u.  Erin,“  II.  30. 
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Als  (du  Plan  zur  V(*rmehrnng  der  Einnahmen  ans 
privatwirtschaftlicher  Thätigkeit  (h*s  Staates  erscheinen  nas’h 
Bismarcks  eigener  Begründung  seine  l\lonopolproj(‘kte.  Er 
will  sich  durch  das  Monopol  den  Unternehimn’gewinn,  den 
hishm’  Private  hatten,  für  den  Staat  aneignen.  „Worin  he- 
sti'ht  denn  die  verführeriscln'  Seite  des  iMonopolsy  Darin, 
dass  nach  erfolgter  Entschädigung  der  Einanzfiskns  sich  in 
den  Besitz  der  Vorteile  setzen  kann,  die  der  Tahakshändh'r 
lind  Tahaksfabrikant  von  seinen  Kunden  nimmt“  ').  Lud 
ähnlich  heisst  es  dann  vom  Branntweinmonoi)ol,  dei’  Gewinn 
bestehe  wesentlich  in  der  NTitzbarmachnng  der  Zwischmi- 
gewinne  für  das  Reich-). 

Allerdings  — ..diese  Motivierung  ist  (üne  sozialistisi’he, 
wie  si(*  ein  Rodhertns,  Lassalle  oder  3Iarx  nur  elienso  gehmi 
kann“ H. 

Trotz  diesm’  Begründung  hat  es  Bismarck  aber  mit- 
schitHlen  betont,  dass  es  sich  hier  allein  um  eine  Form  dm’ 
Bi'steiiernng  handle.  Als  die  Frage  anfgewoi’fen  wiirdi',  ol) 
hei  etwaiger  Errichtung  von  Reichstahakfabriken  diesi'  von 
den  Kommunen  mit  Gewerbesteuern  belegt  werden  dürften, 
gieht  er  sein  Votum dahin  ah,  dass  dies  völlig  unzulässig 
sei.  „Die  staatliche  Fabrikation  hei  .Monopolen  ist  nicht  als 
solche,  sondern  als  IModiis  der  Stenererhebnng  zn  hetrachtmi, 
lind  den  Fabrikationsgewinn  zn  versteuern  daher  prinzipiell 
unmöglich.  Das  Reich  repräsentiert  einen  Teil  der  einlunmi- 
schen  Staatsgewalt.  W'enn  man  sein  Einkommen  ans  Stener- 
erhebnngen  zn  den  Konimnnalabgaben  heranzi('hen  wollte,  so 
könnte  man  di(*s  ebenso  mit  demjenigen  Einkommen  thnn. 
welches  durch  die  Zoll-  und  Stmierämtm’  für  das  Rinch  er- 
hoben wird.“ 


I,  R.  22.  Eebr.  1878.  VII.  40. 

2)  3.  Febr.  1886.  Poschinjxer,  Fürst  B.  als  Volksw.  111.  153. 

3)  Adolf  Waj>-ner  in  der  Ztschr.  f.  d.  ^les.  Staatswissensohaft 
1879.  S.  88. 

4j  d.  d.  17.  April  1882.  Poscbinger,  Aktenstücke  II.  109. 
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Im  (Iniiide  liat  also  wolil  auch  der  Kaiizhu’  di(>  riciitia(‘ 
Aiiffassuiio'  von  der  Natur  des  ^loiiopols  gehabt  ')■ 

Heute  handelt  es  sich  hier  aber  um  rein  theoretisch<> 
Krwäguugeii.  Thatsächlich  scheiterte  der  Plan,  durch  Monoi)oh* 
u(ui<‘  Mittel  zu  gewiiiiieii,  ganz  eluuiso  wie  früher  das  Pfdehs- 
eis(Md)ahuprojekt.  Der  Kanzler  blieb  also  mit  seinen  Finanz- 
refonnen  auf  die  Steuern  beschränkt. 

Steuern  sind  nach  Bismarcks  Auffassung  Zwangsbeit i'äge 
der  I nttu’thaiKui  zu  den  Staatskosten.  Jn  seiiu'r  dugend- 
arheit  hatte  er  sie  noch  als  Aufopferungen“,  ganz  im  Sinne 
damaliger  Anschauungen,  bezeichnet“^).  Später  aber  sttdit  (>r 
in  prinzipiellem  (Gegensatz  zur  älteren  Theorie.  Diese,  aus- 
gt'lKMid  von  d(‘r  Lehre  vom  Staatsvertrage,  kennzeichnet«' 
sich  durch  die  Identifizierung  dt'r  \ olkswirtschaft  mit  dem 
pi-ivat wirtschaftlichen  Vefkehrssystem.  Sie  sieht  „in  (h'in 
\ ('rhältnis  der  Einzelwirtschaften  «*ines  Volkes  zum  Staate 
nur  eine  Art  Tauschverhältnis,  in  der  Steuer  nur  eine  Art 
Pr('is,  welchen  die  Phnzelnen  für  die  ihnen  vom  Staate  zu- 
kommenden Vorteile,  insbesondere  für  den  staatlichen  Schutz 
für  Person  und  Eigentum  zahlen“-^). 

Die  Pechtsauffassung  der  historischen  Schule  räumt«' 
mit  «h'r  \ erträgst heorie  und  dadurch  auch  mit  d«u'  aus  ihr 
folg«'u«len  privat  wirtschaftlichen  Auffassung  des  Steuerw«'.sens 
auf.  Die  Steuerpflicht  wir«l  jetzt  begründet  durch  di«'  Not- 
wendigkeit des  Staates  und  die  Notwendigkeit  «les  Geldauf- 
wandes für  seine  Zwecke. 

Am  besten  hat  «liese  Anschauung,  «lie  sich  mit  Bis- 
marcks Ansicht  deckt,  Stahl  vertreten.  Er  sagt  in  seiner 
Pechtsphilos«)phie  D)  „Der  Pechtsgrund  der  Besteuerung 


li  Bei  Wa^fiier  (Fiiianzwissenscli.  2.  Aufl.  1890.  2.  Teil,  S.  260) 
ist  obiges  Votum  noch  nicht  berücksichtigt. 

2)  Vgl.  S.  4 dieser  Arbeit. 

3)  Schall  in  Schönbergs  Handbuch  III.  ],  S.  155.  — Sehr  gut 
illustriert  ein  Satz  J.  B.  Says  (a.  a.  ().,  S.  407)  diese  Anschauung: 
Jede  Abgal)e  wird  mit  Widerwillen  entrichtet,  weil  sie  eine  Kauf- 
prei.sschuld  für  den  blossen  Schutz  der  Eegierung,  d.  h.  für  einen 
negativen,  wenig  ins  Auge  fallenden  Vorteil  ist. 

4)  n.  2.  S.  427. 
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und  di«'  Pflicht  «h'r  ünt«'rthanen , Stt'uern  zu  zahl«*n,  liegt 
I überhaupt  in  der  Gewalt  des  Staat«'s  und  «lei“  rnt«‘rthan('n- 
pflicht.  D('r  Staat  nimmt  seiner  Natur  nach  s«'iii«'ii  Ih'darf 
aus  dem  G«'m«'invermög«'n  und  «lie  rnt«'rthan«'n  müss«'ii  ihm 
hierin  wie  übei'hauiit  gehorclu'ii  ....  Die  Grösst'  und  Alt 
der  Steuer  kann  «laht'r  durchaus  nicht  ans  «h'r  Stt'iK'r- 
( Beitrags-)Pflicht  «h'r  rntt'rthanen  ermittelt  wt'rden,  sondt'i'ii 
bloss  aus  dem  V't'seii  iiml  «len  Anforderung«'!)  «1er  Einanz- 
vt'i'waltiing,  ('benso  wi«'  di«'  Ihtlizt'igt'bot«'  nicht  aus  der  (fehor- 
sams])flicht  «1er  l'ntt'rthaiu'ii  gt'funden  werden  können,  stmdern 
aus  (h'r  notwt'iidigt'n  Aufgab«'  «1er  Ptilizt'i.  Nicht  „was  die 
rnterthanen  zu  h'istt'ii  schuldig,  das  hat  der  Staat  anzuordnen“, 
sondern  „was  «h'r  Staat  anzuoi'dm'n  hat,  «h'iii  miisseii  die 
Fnterthain'n  gehorchen.“ 

Wenn  nun  auch  der  Staat  kraft  si'int'r  Finanzh«)h«'it 
das  Peclit  hat,  Zwangsbeiträg«'  zu  erlu'ben,  so  ist  «'S  «loch 
di«'  Pflicht  «1«'!“  Pt'gierung,  «lit'jenige  P'orin  hh'rfür  zu  wähli'ii, 
die  «len  Verhältnissen  (h*r  rnttwthanen  am  fiesten  angejmsst 
ist.  „Es  ist,  sagt  Bismarck'),  das  natürliche  Ziel,  welches 
ein  Jedt'i“  als  «las  st'inige  anerkennt,  die  St«'uern  s«>  einzu- 
richt«'ii,  dass  «li«'s«'lb«'  Summe  mit  dem  geringsten  Druck  für 
«lie  Steueriiflichtigen  aufgebracht  wird.“ 

Bismarck  ist  nun  fest  überzeugt,  «lass  die  geeigin'tste 
hMriii  der  Steuern  die  indirekten  Abgaben  sind,  einmal  wegen 
ihrer  gleichmässigen  VerP'ilung,  s«)«lann  wegen  der  für  den 
Steuerpflichtigen  be«iuemeren  Form  der  Erhebung-). 

Für  den  Steuerpflichtigen  liilden  die  Steuern  na«‘h  seiner 
Ansicht  einen  Teil  der  Pr«)duktionskosten.  Das  fiiuh'ii  wir 
schon  in  sein«*r  Jugeinlarbeit  ausgesprochen  Da  nun  im 
Verkehr  jeder  seine  Produktionskosten  ersetzt  erhält,  s«)  folgt 
für  Bismarck  aus  der  Natur  der  Steuern  eine  f«)rt«lau«'rn«h' 
und  gleichniässige  tTerwälzung. 

1)  Norddeutscher  R.  21.  Mai  1869.  IV.  73. 

2)  Wenn  Andler  a.  a.  ().  p.  219  in  BismarcLs  Vorliel)e  für  in- 
direkte Steuern  eine  „inspiration  revolutionnaire  et  fram/aise“  .sieht, 
.so  hat  er  damit  nicht  Tnrecht.  Denn  Bi.smarck  i.st  ja  von  J.  B.  Say 
und  den  zeitgenössischen  französischen  Theoretikern  beeinflusst. 

3)  Vgl.  S.  6 oben  dieser  Arbeit. 
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Auch  diese  Auscliauuno’,  die  bis  in  die  neuere  Zeit  von 
d'heoretikerii,  wie  L.  von  Stein,  und  Pi'aktikeru,  wie  Thiers,  ' 
vtu'trtdeu  wurde,  ist  fraiizösischeii  Ursprungs.  ('auard‘) 
schildei't  di(‘  Steuerüberwälzung  in  folgender  \Veis(';  Aiiisi, 
voici  la  iuarch(‘  (pie  suit  la  chargi;  de  riuiprd  ; U'  tdh‘  s’ecoule 
d’abord  de  celui  ipii  le  paie  le  preuiier  sur  tous  les  autres 
aehoteiirs-veudeurs  et  cons(UUUiateurs  de  la  iiituiie  braiudie; 
”4*'  de-lä  (die  se  repaiid  de  proche  eii  proche  sur  toutes  les 
autres  brauches,  par  la  uouvelle  coucurreiice  (pdappoiteut 
ctuix  ([lü  (iuitt(‘ut  les  brauches  impos(^es,  ])oui‘  s’attacbei'  ;i 
(•(dies  (pii  iie  lesout  pas;  IT’  eiifiii  (iet  exces  de  coiicurreuce 
va  s('  pei-dre  daiis  la  brauche  iiuineiise  de  l’effoi't  politiciue 
aliiiieut(b“  par  l’iiiii)('»t , et  dont  la  (•ousoniiuatioii  dedoiuiiiage 
les  autres  brauches  de  la  diiuiiiutioii  de  la  coiisonmiatiou 
superflue  ([ui  eu  rt*sulte.  Alors  la  Charge  de  rimixdt  est 
eutiereiiieiit  de  iiiveau,  alors  eile  n’est  })lus  seiitie. 

Die  Verteilung  der  Steuern  kann  daher,  so  folgert 
Uauard,  niemals  verhältnismässig  sein,  die  Steuerlast  aber 
wird  ('S  immer  mehr:  c’est  lT(|uilil)je  des  choses  (pii  (‘tablie 
le  iiiveau-).  du  fast  wörtlicher  Aulehuuug  hieran  meinte 
(diist  Hismarck,  ('r  könne  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  nicht 
so  schlecht  finden,  „die  sich,  wie  fast  alle  indirekten  Steuern, 
durch  den  Lauf  mehrerer  Jahre  zwischen  mannigfachen 
Kontribuablen,  ich  möchte  sagen,  in  ein  wasserrnässiges 
(Gleichgewicht  gesetzt  hat,  dass  mau  kaum  mit  Genauigki'it 
sagen  kann,  wer  sie  trägt  und  wer  vorzüglich  . . . Mit  dem 
Rocke  z.  B.,  den  ich  anhabe,  bezahle  ich  auch  einen  Teil 
Steuer  auf  die  Cerealien,  welche  die  Schneidergesellen  ver- 
zehrt haben  ...  in  den  Austern  einen,  wenn  auch  nur  ge- 
ringen Teil  derjenigen  iVIahl-  und  Schlachtsteuer,  die  auf  ihn 
und  seine  Helfer  bei  dem  Geschäfte  fällt  und  um  die  er  das 
Produkt  verteuert“ 'b.  Ähnlich  sagt  er  JO  Jahre  später: 


1i  Principeti  d’Ecoii.  Pol.,  Paris.  An  X.  (I8OI1  c.  97. 


p.  180. 


2)  Kaizl  a.  a.  ().  S.  14. 

3)  L.  12.  Febr.  1851.  I.  207.  208. 
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„Ich  glaube,  dass  die  indirekten  Steuern  sich  von  selbst 
vollständig  ins  (Gleichgewicht  l)i'ingen“ '). 

Diese  ganze  Auffassung  ist  allein  vom  joivat wirt- 
schafti(dien  Standpunkte  aus  richtig.  „Hiei-  empfindet  der 
einzelne  Wirtscdiafter  die  Steuer  als  eine  Last  und  hat  da- 


bei' das  natürliche  Sti'ebeii,  sich  diesei'  East  zu  entziehen. 
Da  ihm  dies  nur  dadurch  gelingen  kann,  dass  er  den  Betrag 
der  Steuer  auf  d(*u  seiii(*r  Produkte  odei'  Dii'iiste  aufri'chnot, 
so  betrachtet  (h'r  Privatwirt  die  Steuer  als  einen  Teil  seiner 
Sidbstkosten.  Faktisch  aber  ist  die  Steuei',  falls  sie  ihn 
wiiklich  trifft,  nicht  ein  Teil  seiner  Produktionskosten, 
sondern  ein  Teil  seiner  Ausgaben,  eine  Art  dei‘  Vi'rwendung 
seines  Reineinkommens.  Zwar  ist  es  richtig,  dass  der  Piivat- 
wirt  miiuh'sO'iis  soviel  erhalten  muss,  dass  er  aussi'r  den 
Pi'oduktionskosten  auch  Steuern  zahlen  kann.  Rechnet  man 
die  Steuern  zu  den  Pi'oduktionsko.sten,  so  könnte  man  elienso 
gut  Wein  und  Bier  dazu  rechuen,  (h'iin  auch  auf  die.se 
müsste  er  vei-zichten,  wie  (>r  auch  keine  Steuern  zahlen 
kann,  wenn  er  nicht  den  Betrag  vorbei' eingenommen  hat“=^i. 
Bismarck  ist  allerdings  auch  so  weit  g(^gangen : „Ich  werde 

in  dem  Paar  Stiefeln  das  Bier,  das  der  Schuhmacher  zu 
trinken  pflegt  und  das  zu  seinen  täglichen  Bedürfnissen  und 
Gewohnheiten  gehört,  vergüten  müssen  pro  rata  parte  . . . 
durch  versteuertes  Brod,  durch  versteuertes  Bier  und  durch 
versteuertes  Fleisch  wird  eben  ji'de  der  Dieiistleistungi'ii,  die 
wir  von  einander  verlang(‘n , um  so  viel  verteuert,  als  nötig 
ist,  um  den  Diensthüsti'r  resp.  Verfertiger  des  gi'brauchten 
Objekts  in  die  Lage  zu  versetzen,  dass  er  seinen  Bedürf- 
nissen nach  existieren  kann“ 

Das  ist,  wüe  schon  angedeutet,  selbstverständlich,  in- 
sofern hier  gi'sagt  wird,  dass  jeder  im  Preise  seiner  Produkte 


I 


h 


1)  R.  23.  Nov.  1875.  VI,  151. 

2;  V.  Falck,  Krit.  Rückblicke  auf  die  Lelire  von  der  Steuer- 
überwälzung-. S.  145. 

R.  23.  Nov.  1875.  VI.  151. 
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uiul  Dienste  auch  die  Mittel  erhalten  muss,  seine  Stenern  zu 
zahlen.  Unrichtig'  aber  ist  die  Annalime  einer  unbedingten 
Steiieriib(*r\Vcilziing‘  in  der  Weise,  dass  jede  Besteuerung  un- 
bedingt auf  eine  Eifiöhung  der  Preise  hinwirken  müsse '). 
Es  handelt  sich  hier  vitdmehr  allein  um  eine  wirtschaftliche 
Machtfrage.  Insbesondere  g(>rade  bei  Verbrauchssteuern 
„kann  von  einem  glatten  einfachen  J’ruzess  der  Überwälzung 
absolut  keine  Ked(‘  sein.  Die  verschiedenen  Möglichkeiten 
der  ( her  Wälzung,  wie  Verschlechterung  der  (Qualität,  ver- 
besserte Ih-oduktion  in  \'erbindung  mit  Urosshetrieh  und 
Unterdrückung  der  kleinen  und  schwaclien  Betriebe,  Kürzung 
des  Gewinns  h('im  Produzenten  und  Steigerung  der  Preise, 
kommen  alle  thatsächlich  vor  und  es  ist  nicht  ausgeschlossen, 
dass  alle  gleichzeitig  im  tdnzelnen  Eall  bruchstückweise  zu- 
sanimenwirken.  ln  der  Kegel  wird  die  Bewegung  vorzugs- 
weise nach  der  einen  oder  andern  Kichtung  vor  sich  gehen. 
Man  kann  jedoch  nicht  behaupten,  dass  die  Üherwälzung  i.ii 
Preis  auch  nur  die  Mehifieit  der  Eälle  bildet“  Wird  die 
Konkurrenz  gross  genug  sein,  so  wird  sich  der  Käufer  um  die 
Steuer,  die  der  Produzent  gezahlt  hat,  nicht  zu  kümmern 
brauchen,  dieser  wird  sie  tragen  müssen. 

Die  Einwirkung  von  Angebot  und  Nachfrage  auf  die 
Möglichkeit  der  Steuerüberwälzung  untm-schätzte  der  Kanzler 
auch,  wenn  er  ausführte:  „Der  Schlafbursche  muss  seine 

Mietssteuer  zahlen,  nur  ist  der  Hauptmieter,  dessen  After- 
mieter er  ist,  genötigt,  sie  auszulegen.  Also  der  Mann,  der 
nichts  weiter  hat,  als  die  Schlafstelle,  die  er  mietet,  wird  in 
Berlin,  wenn  er  überhaupt  ein  Unterkommen  haben  will,  zu 
dieser  Steuer  herangezogen ; denn  natürlich  wird  sie  auf  die 
.Miete  aufgeschlagen“  ^). 

Natürlich  ist  dies  nur,  insoweit  ein  Mangel  an  derartigen 
Schlafstellen  herrscht.  Dann  allerdings  werden  die  Vermieter 


1)  V.  FAlck  a.  a.  ().  S.  148. 

2)  Selumz,  Zur  Fra^e  der  Überwälzuni;  indirekter  Verbrauchs- 
steuern.  Jalirl».  f.  Gesetz^eb.  u.  Verw.  N.  VI.  Bü2. 

3}  R.  4.  März  1881.  VllL  117. 
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in  der  Lage  sein,  die  Preise  der  Schlafstellen  ents])i'echend 
zu  erhöhen.  Es  bliebe  aber  immer  noch  die  vom  Kanzler 
garnicht  (*rwog(me  Möglichkeit  zu  berücksichtigen,  dass  die 
.Mietssteuei'  nach  der  andern  Seite  hin,  also  auf  die  Haus- 
besitzer abgewälzt  wiial,  falls  das  Angebot  an  W'ohnungen 
die  Nachfrage  übersteigt.  Ganz  hat  sich  der  Fürst  schliess- 
lich der  Bei-ücksichtigung  des  Einflusses  der  Konkurrenz 
auf  die  ('btu'wälzungsmöglichkeit  nicht  entziehen  können, 
und  zwar  gerade  auch  bei  der  Mietssteuer,  um  dann  aller- 
dings in  das  andere  Exti'em  zu  verfallen:  „Die  IMietssteiier 
kann  nicht  abgewälzt  werden,  denn  sie  ist  ungleich,  und 

eine  Steuer,  die  ungleich  ist,  die  den  belasteten  Ladenbe- 

« 

sitzer  so  hoch  trifft,  die  lässt  sich  nicht  abwälzen,  denn  der 
Verbraucher  von  Stiefeln  fragt  nicht  danach,  ol)  der  Ver- 
käufer eine  zahlreiche  Familie  hat,  oder  ob  dei'  Ladenbe- 
sitzer sehr  viele  Mietssteuer  zahlt“  ^). 

Sehr  richtig  ist  hier  ausgeführt,  dass  jeder  da  kauft, 
wo  die  Ware  unter  dem  Einfluss  der  Konkurrenz  am  billigsten 
ist ; diese  entscheidet,  nicht  aber  sind  die  persönlichen  Ver- 
hältnisse. des  einzelnen  Produzenten  ausschlaggebend.  Mit 
einer  gewissen  Einseitigkeit  ist  aber  auch  hier  wiedei'  nur 
das  Verhältnis  zwischen  Käufer  und  Verkäufer,  nicht  auch 
das  zwischen  diesem  und  dem  Vermieter  berücksichtigt,  das, 
wofern  der  Verkäufer  nicht  gerade  auch  Eigentümer  des  be- 
treffenden Hauses  ist,  noch  eine  Möglichkeit  der  ("berwälzung 
in  sich  schliesst. 

Generalisierung  einzelner  möglicher  Fälle  ist  überhaupt 
das  Kennzeichen  der  Bismarck’schen  Steuerüberwälzungs- 
theorie, durch  welche  sie  in  Verbindung  mit  der  vielfach 
privatwirtschaftlichen  Auffassung  der  Steuern  selbst  oft  eine 
unrichtige  wurde.  Doch  darf  man  nicht  vergessen,  dass  auch 
die  Wissenschaft  diese  Fragen  (U'st  verhältnismässig  si>ät  zu 
klären  wusste.  — 


1)  E.  9.  Mai  1884.  IX.  213.  — Dass  cs  sich  liier  mehr  nm  eine 
(lewerhestener  handelt,  denn  eine  solche  ist  die  INlietssteuer.  wenn 
sie  »•ewerbliche  Räume  trifft,  ist  hier  unwesentlich. 
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Xebeii  der  g'leichmässio'en  Verteilung’  aller  indirekten 
Stenern  sprechen,  wie  \\  ir  s(;hon  erwälmten,  nach  Bismarcks 
Ansicht  sehr  erheblich  zn  ihi’en  Gntisten  die  mit  allen 
direkten  Stenern  verbundenen  lhibe<inemlichkeiten.  Die 
direkte  Steuer  „lastet  auf  dem  Steuerzahler  mit  eckigfer 
Brutalität“  *),  sie  trifft  „nicht  das  Brod  (h's  Armen,  sie  trifft 
sein  Recht  zn  atmen“  2). 

So  schildert  Bismarck,  was  für  (dm^  Last  es  für  den 
Armen  ist,  die  Steuer  zn  eimmi  bestimmten  Tag’e  bereit  zn 
halt(m.  Kill  Groschen  ist  dann  so  viel  wie  eiin*  Million 
für  den,  der  ihn  nicht  hat.  Kann  m'  nicht  zahlen,  so  folgt 
die  Exekution,  sein  Mobiliar  wird  zn  Schleiiderpreismi  ver- 
steig:ert,  und  selbst  wenn  er  seinen  Wohnort  verlässt,  der 
Mahnbrief  folgt  ihm  nach  und  beraubt  ihn  gleich  wieder  des 
Kredites.  So  wird  mancher,  der  seine  Stenern  einmal  nicht 
zahlen  kann,  an  einem  Tag-e  (‘bensovide  Stufen  der  socialen 
Leiter  hinab^^estossen,  als  er  in  Jahren  hinauf  st  eigen  konnte. 

Deshalb  sieht  Bismarck  in  den  diri'kten  Stenern  ein 
Element,  „um  liei  der  Hauptmasse  d<‘r  Bevölkerung  Unzu- 
friedenheit zn  erregen“  d.  So  hätten  schon  die  Polen  1848 
gesagt : „V  enn  wir  das  erst  haben,  dass  in  grossen  Städten 
die  direkten  Stenern  eingeführt  sind,  dass  für  die  Klassen- 
stener  die  Möbel  gepfändet  und  auf  die  Strasse  gesetzt 
werden,  dann  haben  wir  (d.  h.  die  Revolution)  gewonnen“^. 
Soweit  sind  wir  noch  nicht.  „Wir  müssmi  vielleicht  da- 
rauf noch  warten.  Aber  es  kann  noch  kommen ; ich  weiss 

es  nicht ; ich  bin  neugierig“ 

Anden'  Länder  tragen  ihre  Steuerlast  viel  geduldiger 

als  Deutschland.  Frankreich  zahlt  doppelt  soviel  wie  wir 
und  hätte  viel  mehr  Ursaclu'  zur  Unzufriedenheit.  Aber  in 
Frankreich  wird  über  den  Steuerdruck  in  keiner  Weise  ge- 


1) R.  21.  Juni  1869.  IV.  199. 

2)  R.  4.  März  1881.  VIII.  111. 

B)  R.  9.  Mai  1884.  IX.  217. 

4)  Ebenda.  Ebenso  schon  R.  9.  Mai  1881.  VIII.  B9. 

5)  R.  9.  Mai  1884.  IX.  217. 
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murrt,  während  in  Deutschland  alle  Blätter  und  alle  parla- 
mentarisclK'n  Äusserungen  darübei-  voll  sind.  „Ich  glaube, 
dass  ('S  wesentlich  darin  liegt,  dass  in  Frankivich  wie  in 
England  die  überwiegende  Masse  der  Staatsbedüifnisse  durch 
indirekte  Stenern  aufgelmacht  wird.  Füi-  den  Staat  ist  es 
di(‘  Aufgabe,  nach  Analogie  von  England,  von  Frankreich 
nach  indirc'kten  Steiieim  zu  streben“').  Nun  haben  aber, 
wie  Bismairk  einst  selber  lichtig  bemerkte,  Parallelen  mit 
dem  Auslande  immer  etwas  Missliches  ‘-).  Zumal  die  Steiier- 
und  1 inanzvei’hältjiisse  verschiedener  Ijänder  sind  nicht  so 
ohne  weiteres  vei-gleichbar : in  den  von  Bismarck  zum  \'ei-- 
gh'ich  herangezogenen,  viel  reicheren  Staaten  sind  nicht  mir 
die  indirekten,  sondern  auch  die  direkten  Steuern  erln'blich 
höher  als  bei  uns 

Lange  Zeit  hat  sich  Bismarck  vei'geblicli  liemühen 
müssen,  auch  bei  uns  ein  im  wesentlichen  auf  indiivkt(*n 
Steuci’ii  beruhendes  Finanz.system  einzufühi*en. 

Die  erste  Anregung  zu  seinen  Finanzreformen  hatten, 
schon  im  Norddeutschen  Bunde,  die  Matrikularbeiträge  g(*- 
geben.  Er  erklärte  von  Anfang  an,  dass  eine  Kontingen- 
tierung nach  der  Kopfzahl  ein  unvollkommener  Modus,  eine 
Aushilfe  von  vorübergehender  Art  sei“  ^).  Er  sieht  es  als 
einen  unbestrittenen  Satz  an,  dass  in  diesem  bundestäglichen 
System  ein  Element  der  Zersetzung  liegt  ^),  wenn  er  auch 
nicht  so  weit  gehen  will  die  Matrikularbeiträge  als  gleich- 
bedeutend mit  der  finanziellen  Anarchie  im  Reiche  zu  be- 
zeichnen, wie  dies  der  Ahgeordnete  Mi([uel  im  Norddeutschen 
Reichstag  that.  „Das  möchte  ich  nicht  in  diesem  Wortlaut 
unterschreiben,  aber  gewiss  ist,  dass  es  für  das  Reich  un- 
('i'wünscht  ist,  ein  lästigei'  Kostgängei’  hei  den  Einzelstaaten 


1)  R.  22.  Xov.  1875.  VI.  149/150. 

2)  L.  ].  Juni  1847.  I.  15. 

.3)  Wa^’iier,  Finanzwissenscli.  a.  a.  O.  8.  R3(i. 

4)  Xordd.  R.  11.  iVIärz  1867.  III.  92. 

5)  Sclireil)en  vom  18.  Okt.  1868. 

6j  R.  2.  Mai  1879.  VII.  185. 
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zu  sein,  uiii  malmeiider  (Tläubie’cu',  wührend  (‘s  (h‘r  tVfdgvbig-u 
Versorg'er  der  Eiiizelstaat(*ii  sein  kTmiite.“ 

Das  Rei(di  batte  mit  (Um  finanzielleii  Aiifurdimuiig'eji, 
die  es  an  die  Eiiizelstaateii  stellen  musste,  denm  Budget 
teilweise  in  bedeiiklidn*  Sdiwaiikuiigeu  gebradit  und  Bismarek 
war  nicht  frei  von  Besorgnissen  vor  ernsten  Komi)likationen, 
die  sich  aus  den  Eiiiaiizkalamität(m  (‘rgeben  könnten.  ,,Es 
ist  wohl  kaum  bestritten,  dass  die  Form  der  Matrikular- 
umlagen  eine  sohdie  ist,  die  den  konlribuablen  Staat  nicht 
gerecht  nach  dem  Verhältnis  scduer  ladstungsfähigkcdt  trifft. 
Ist  es  aber  anerkannt,  dass  es  eine  Steuer  ist,  di(*  nicht  ge- 
recht trifft,  so  gehört  sie  von  meimmi  i)olitischtm  Staiidpuiikt 
als  Reichskanzler  nicht  zu  den  ^Mitteln,  die  das  Reich  konso- 
lidieren. Das  Gefühl,  zu  ungerechten  ladstungen  herange- 
zogeii  zu  werden,  eutwick('lt  das  lE^strcdxm,  einer  solchen 
Engerechtigkeit  sich  zu  (mtzi('hen  und  verstimmt ‘‘  ')• 

Zudem  ist  auch  die  Form,  in  der  uiis(me  finanzi(dlen 
Bedürfnisse  gedeckt  WiuaUm,  nicht  die  be([uemste,  denn  die 
direkten  Steuern  müssen  von  den  Einzelstaat(m  in  unbilliger 
Weise  erhöht  werden. 

Schon  1809  hatte  deshalb  der  damalige  Buiideskaiizler 
den  Jhaii  eines  Fiiiauzzollsystems  für  den  Bund  angedeutet. 
Mitte  der  siebziger  Jahre  nimmt  er  unter  dem  Einfluss  der 
wachsenden  finanziellen  Schwierigkeiten  den  Gedanken  wieder 
auf.  Er  regte  an,  „dass  wir  uns  fi’ei  maclum  von  der  zu 
grossen  Masse  von  zollpflichtigen  Gegenständen,  dass  wii- 
uns  auf  das  Gebiet  eiiu'.s  reinen  einfachen  Finanzzollsystems 
zurückziehen  und  alle  diejenigen  Artikel,  die  nicht  wirklich 
Finanzartikel  sind,  d.  h.  nicht  hinreichenden  Ertrag  geben, 
über  Bord  werfen  — die  10  (uh'r  15  Artikel,  die  die  grösste 
Einnahim'  gewähren,  soviel  abgeben  lassen,  wie  wir  übei- 
haupt  aus  den  Zolhpielleii  für  unsere  Finanzen  neliimm 

wollen‘‘'A- 


1)  R.  22.  Nov.  1S75.  VI.  14t;. 

2)  R.  22.  Nuv.  1875.  VI.  Iö2. 
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Bismairk  schw(‘l)t  ein  Finanzzollsystem  nach  englischem 
äliistei’  \'or.  Nur  Luxusgegenstände  solhm  besteiu'rt  werden; 
S(dir  hoch  die  Luxusgt^genstände  der  Reichen,  von  (hmon 
allerdings  trotzdem  kein  hoher  Ertrag  zu  erzielen  ist;  denn 
was  können  Trüffeln  und  F(|uij)agen  bringenV  Den  Haupt- 
ertrag müsstm  die  Luxusgegenstände  der  unbemitttdteii  Klassen 
liefern:  Kaffe(%  Tabak,  Bier,  Branntwein.  Zuck(‘r  und  Btüro- 
leum ' ). 

Im  duni  1870  wird  noch  (üiu'  Denkschrift  üb(U'  die 
englisclnm  Steuerverhältnisse  ausgearbeitet,  Glad.'^tom*  um 
Si'inen  Rat  über  dtm  Weg  der  Reformen  angegangen-). 

Ein  praktischer  Erfolg  wurde  erst  1879  erzielt:  d(‘r 
Wechsel  in  unserer  Handelspolitik  brachtt*  von  selbst  den  (m- 
strebten  finanziellen  Erfolg  mit  sich.  Umgekehrt  wie  in 
Frankreich,  wo  Thiers  seine  handelspolitischen  Zw(mk(^  er- 
reichte, indem  er  finanzpolitische  Massregeln  in  den  \'order- 
grund  stellte,  war  der  W(?g  bei  uns.  Gewiss  ist  die  Finanz- 
frage füi-  Bismai-cks  Whindelung  von  1878^879  von  grosser 
Bedeutung  gewesen,  vielhücht  von  grösserer  Bedeutung,  als 
man  gemeinhin  annimmt -'V  Es  ist  sicherlich  nicht  gegen 
seine  (Terzeugung,  wenn  der  Kanzler  in  seinem  Briefe  an 
(hm  Bumh^srat  vom  15.  Dezember  1878  erklärt:  „In  (mster 
Linie  steht  für  mich  das  Inten'sse  der  finanziellen  Reform: 
Verminderung  der  direkten  Steuerlast  durch  Vermehrung  der 
auf  indirekten  Abgaben  beruhenden  Einnahmen  des  Reiches“^). 
Dass  allerdings  jetzt  nicht  mehr  von  einem  Finanzzoll-, 
sondern  Schutzzollsystem  die  Rede  ist , entspringt  nicht 
nur  finanzpolitischen  Gründen,  wie  die  Denkschrift  voni 


1)  Auch  Gas  wird  einmal  erwälint.  Po-schin^rer,  Akten.st.  I.  250. 

2)  Poschin^rer,  Fürst  B.  als  Volkswirt.  1.  110. 

.4)  So  auch  Bierner  a.  a.  O.  S.  22. 

4)  Dieselbe  Ansicht  vertrat  damals  der  „Economist“,  z.  B. 
8.  Marz  1879:  All  tlie  Chancellor  Bismarck’s  present  trouble  and  all 
the  remedies  proj)o.sed  may  l)e  traced  to  one  common  source  — lack 
of  cash;  4.  Jan.  1879:  He  is  influenced  by  the  Protectionist  j)olicy 
as  understood  in  Australia  and  America,  as  a method  of  taxinjr 
the  Community. 
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IH.  April  1S7‘.)  OS  darzustolleii  suclit:  ,,Aboosohon  davon, 
dass  sich  oim*  scharfe  Grenzliiiio  zwischen  so^.  Finanzzöllen 
lind  SOO-.  Schutzzöllen  üherhaiipt  nicht  ziehen  lässt,  ('rschien 
es  nur  hei  diesem  Verfahren  möo-lich,  die  unenthehrliclu' 
hreite  Grundlaofe  für  die  deutsche  Steuerreform  zu  frewinnen, 
durch  welche  eine  Erleichterung’  auf  dem  Gehieti*  dm-  direkten 
Steuern  g-esichert  wird.“  Es  sprachen  hier  thatsächlich  mehr 
taktische  Vlotive  mit,  indem  Bismarck  der  Ansicht  war,  „dass 
man  eine  als  prinzipielle  Keform  auftretende,  das  g-esamte 
Tarifwesmi  umfassende  Vorlag-e  im  Beichstag-  leichter  durch- 
hi'ing't,  als  einzelne  Bruchstücke,  welche  die  sog.  Finanzartikel 
betreffen“  M-  Deshalb  hielt  er  für  uinichtig,  die  Befriedigung 
dt‘s  Finanzhedürfnisses  von  der  wirtschaftlichen  Beforni  zu 
trennen. 

Mit  dem  Erfolge,  den  er  so  eizielte,  waren  durchaus 
noch  nicht  alle  Wünsche  erfüllt,  die  Bismarck  in  finanzieller 
Fl  insicht  hegte.  Eine  grosse  Keihe  von  Verbrauchs-  und 
Flrwerbssteuern  hatte  er  noch  daneben  erstrebt,  namentlich 
in  den  beiden  Steuerbouquets  von  1S69  und  187S.  Was  (T 
auf  diesem  Gebiete  erreichte,  die  Erhöhung  der  Brausteiu'r, 
dei‘  Wechsel-  und  Spielkartenstempel,  die  Börsensteuer,  das 
waren  „nur  Tropfen  auf  den  heissen  Stein  des  Bismarckschen 
Fünanzprogramms  gewesen“^).  Gescheitert  waren  die  Haupt- 
projekte, weder  die  Eeichseisenbahnreform  noch  die  Monopoh* 
konnte  der  Kanzler  durchsetzen. 

Trotzdem  hatte  Bismarck  mit  der  Durchführung  der 
Reform  von  1879,  deren  finanzielle  F^rträge  später  ja  noch 
durch  Zollerhöhuiigen  ergiebiger  gemacht  wurden,  vom  finanz- 
politischen Standpunkte  zwei  Ziele  eireicht.  Zunächst  hatte 
er  endlich  dem  Reiche  eine  selbständige  finanzielle  Basis 
geben  können.  Dass  dieselbe  durch  die  FT-ankensteinsche 
Klausel  auf  130  Millionen  beschränkt  wurde,  darein  willigte 
auch  Bismarck  aus  politischen  Gründen.  F]s  war  ja  jetzt  die 
Gefahr  beseitigt,  die  er  in  den  übermässigen  Matrikulär- 


1)  Erlass  vom  lU.  Jan.  1879,  Poschinger,  Aktenst.  1.  801. 

2)  Diezel  a.  a.  0.  S.  919. 
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bcil ragen  füi-  den  Bestand  d(;s  Reiches  erblicktt“.  Ei‘  wollt(‘ 
nun  nicht  in  das  umgekidirte  Fixtrem  veiFallen,  das  Roicli 
so  selbständig  zu  machen,  dass  es  in  finanzieller  Beziehung 
von  den  Einzelregierungen  und  dein  Reichstage  unabhängig 
würde  und  so  berechtigte  Wünsche  verletzt  werden  könnten. 

Neben  den  Gefahren,  die  durch  unser  bisheriges  F'inanz- 
system  von  Seiten  der  Regierung  drohten,  konnte  nun  auch 
jenen  andern  Gefahren  entgegen  getreten  werden,  di(>  duirh 
die  finanzielle  Hilflosigkeit  der  Regierung  von  Seiten  d(‘s 
Volk(5s  heraufbeschworen  waren,  indem  nun  die  drückenden 
direkten  Steuerlasten  der  Unbemittelten  herabgesidzt  werdtui 
konnten. 

Bismarck  übte  zumal  an  dem  preiissischen  F'inanzsystcaii 
eine  entrüstete  Kritik,  so  heftig,  wie  sonst  nur  oppositionelle 
Abgeordnete’).  „F'nsere  Fünanzgesetzgebung  hat  sidt  den 
Jahren  1818  und  1824  in  Preussen  geruht;  die  Gesetze,  die 
seit  1824  mit  Ausnahme  der  untergeordneten  in  Preussen  er- 
schienen sind,  waren  mehr  von  politischer  als  finanzieller 
Tragweite“  2). 

Gegen  die  Klassensteuer  richtete  sich  Bismarck  in  (*rster 
Linie.  Sie  ist  eine  Steuer,  „die  mehr  als  ii-gend  eine  andere 
denjenigen,  die  die  Fh’regung  der  Unzufriedenheit  mit  dmi  be- 
stehenden Verhältnissen  sich  zu  ihrer  Aufgabe  stellen,  zum 
Mittel  und  Hebel  dient“  •'^).  Sie  ist  eine  barbarische  Flin- 
richtimg,  ein  Rest  des  F'eudalstaates,  wie  es  etwas  ähn- 
liches bei  keinem  civilisierten  Volk  giebt.  Nur  die  Tüi’kei 
erludit  noch  derartiges  Kopfgeld,  „aber  auch  dort  nur  für 
die  unterworfenen  Völkerschaften  dafür,  dass  sie  überhaupt 
noch  am  Leben  sind“ 

Die  Klassensteuer  ist  „eine  Besteuerung  der  Person, 
des  Leliens,  des  Atmens,  der  Flxisteuz  ohne  Rücksicht  auf 
irgend  ein  Objekt,  an  welches  die  Leistungskraft  sich  heftet. 


1)  Lotz  a.  a.  <).  8.  105. 

2)  R.  2.  Mai  1879.  VII.  188. 

3)  Ebenda  S.  189. 

4)  R.  12.  Juni  1882.  XI.  15. 
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und  ohiK'  oiiio  lu'stimmte  Kiiiiialmi(‘,  \V('k‘li(‘  mit  d(‘i‘  StciK'r 
verbimden  ist“  ').  In  ihr  und  in  dem  B(‘strel)eii,  sidi  ihi‘  zu 
entzieheii,  sieht  ttismarck  auch  ein  Haui)tiiu)tiv  der  Aus- 
wanderuno-. 

Er  redet  dafür  einer  ^rere^elteii  Einkommenstcunm  das 
Wort,  die  allerding-s  nicht  eine  Finanz-,  sondern  nur  eiiu' 
Anstands-,  (dne  Elirensteuer  der  reichen  Leute  sein  solle. 
Sie  kann  ^arnicht  „so  ungeheuer  viel  bringen,  wenn  si(*  nui- 
von  den  wirklich  Eeichen  bezahlt  wird“^).  Keiche  L(*ut(* 
sind  aber  selten  und  grosse  Erträge  bringt  wieder  nur  di(> 
Menge. 

Damit  aber  die  EinkommensteiU'r  wirklich  gerecht  ge- 
staltet wird,  muss  uiiLu-schieden  werd'Ui  in  der  Heranziehung 
des  fundierten  und  des  nicht  fundierten  Einkommens,  Zu 
dem  fundierten  Einkommen  rechmd  Bismarck  dasjenige,  „was 
erblich  übertragbar  ist,  dasjenige,  was  aus  dem  Besitz  von 
zinstragenden  Papieren  oder  Kapitalien,  oder  aus  Landgütern 
und  Grundbesitz  hervorgeht.“  Ein  solches  Einkommen  muss 
höher  besteuert  werden  W(*gen  der  Sicherheit  und  Leichtig- 
keit, mit  der  es  eingeht.  „Wer  als  Kaufmann,  als  Industri- 
eller, als  Handwerker  sich  ein  Einkommen  durch  tägliclu'S 
Arbeiten  verdient,  der  Gefahi-  laufen  kann,  dass  es  ihm 
morgen  verringert  wird,  welches  sich  nicht  auf  scdiie  Kinder 
übertragen  lässt,  ist  ungerecht  besteuert,  wenn  gerade  so- 
viel von  diesem  Manne  bezahlt  werden  soll,  wie  von  dem, 
der  bloss  die  Scheere  zu  nehmeii  und  die  Coupons  abzu- 
schneiden hat“  3). 

Eine  Differenzierung  in  dtu’  Besteuening  des  fundierten 
und  des  nicht  fundierten  Einkommens  eintreten  zu  lassen, 
ist  einer  der  ältesten  socialpolitische ii  Gedanken  Bismarcks, 
den  er  schon  als  Abgeordneter  entwickelte.  Bei  Beratung 
des  (Tesetzentwurfes  betreffend  die  Einführung  einer  Klass(ui- 


1)  R.  12.  Juni  1882.  IX.  15. 

2)  R.  22.  Nov.  1875.  VI.  148. 

3)  R.  2.  Mai  1879.  VII.  191. 
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und  Einkommensteuer  sagte  er:  ’)  „Der  ^ (i  setzt  den  Pi-ocmit- 
satz  der  Einkommensteuer  auf  3 Procent  fest.  Ldi  hätte 
gewünscht,  dass  (U‘  höher  gegiiffen  wäi-e,  und  bei  eiii(*r 
lächtigen  Trennung  zwischen  solchem  Einkommen,  w(dches 
aus  Eigentumsrechten  fliesst,  und  solchem,  w<dches  sich  auf 
persönliche  Leistungen  gründet,  glaube  ich,  dass  ein  höheivi* 
Procentsatz  ohne  Bedrückung  durchzuführen  gewes(‘ii  wäre.“ 

Diesen  Gedanken  nimmt  dei‘  Kanzler  jetzt  wieder  auf 
und  (‘rweitert  ihn  dahin,  dass  das  nichtfundierte  Einkommen 
nicht  nur  überhaupt  geringer,  sondern  in  seinen  unt(‘ren 
Stufen  überhaupt  nicht  besteuert  wei-den  solle.  „Ich  habe 
in  Bezug  auf  die  Steuerbefreiung  im  Ganzen  das  Prinzip, 
dass  derjenige,  der  nichts  hat,  als  seine  beiden  Hände,  um 
sein  Brot  zu  erwerben,  und  zwar  zwei  ungeschulte  Hämh‘, 
der  kein  Gewerlie  gelernt  hat,  meinem  Ideale  nach  überhaupt 
ganz  steuerfrei  sein  sollte,  nicht  bloss  von  Staatssteiiei-n, 
sondern  auch  von  Kommunalsteuern,  und  dass  die  Belastung 
erst  da  anfangen  sollte,  wo  ein  werbendes  Kapital  vorhanden 
ist.  . . . Derjenige,  dem  seine  Mittel  überhaupt  nicht  erlaubt 
haben,  sich  auf  etwas  anderes  in  der  W'elt  zu  verlasscm,  als 
auf  den  wechselnden  Verdienst,  der  sollte  m.  E.  für  den 
Staat  nicht  anders  herangezogen  werden,  als  dass  er  im  Krii'ge 
das  gemeinsame  Dach  mit  verteidigen  hilft,  was  ihn  schützt 

gegen  Eremde“D- 

Daraus  hat  Bismarck  allerdings  auf  der  andern  Seite 
folgern  wollen,  dass  derjenige,  der  auch  diese  Pflicht  g(‘g(‘ii 
dmi  Staat  nicht  erfüllen  kann,  weil  er  nicht  krit*gs-  und 
waffenfähig  ist,  wenigstens  pekuniär  herangezogen  W(‘nhui 
müss(^  mit  der  Wehrsteuer,  deren  Einführung  ein  Akt  distri- 
butiver Gerechtigkeit  sei.  Aber  alle  die  Grüinh',  die  der 
Kanzler  oben  für  die  Steuerbefreiung  anführte,  sprechen  in 
('rhöhtem  Masse  dagegen,  gerade  den  Dienstuntauglichen  zu 
belasten.  Heeresdienst  und  Steuern  sind,  wenn  sie  auch 
beide  der  Unterthanenpflicht  und  dem  staatlichen  Zwange 


1)  L.  5.  Febr.  1850.  1.  151. 

2)  A.  4.  Februar  1881.  VIII.  22. 
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f‘ntspriii,e‘Pii,  (IfMiiioch  inkommensurable  (Irössen.  Richtig’  ist 
es,  (lass  d(‘r  Taugliche  durch  den  Militärdienst  auch  wirt- 
schaftlich geschädigt  ist,  indem  er  seinem  Berufe  entzogen 
wird.  Al)er  im  allgemeinen  wird  in  den  arbeitenden  Klassen 
der  Untaugliche  durch  seine  Gebrechen  in  viel  höherem  Masse 
und  daueimd  beeiuträ(ditigt  sein.  Zudem  würde  die  Steuer 
vielfach  garnicht  ihn  selbst,  sondern  seine  Familie  oder  gar 
seinen  Vater  treffen,  der  einst  selber  gedient  hat  und  nun 
zum  zweiten  Male,  wenn  auch  in  anderer  Form,  herangezogen 
würde  — 

Bismarck  wollte  ursprünglich  alle  Einkommen  l)is  zu 
60(  )0  iMark  fi-ei  lassen,  später  wenigstens  die  nicht  fundierten. 
Man  hielt  ihm  entgegen,  auch  der  kleine  Mann  wolle  Steuern 
zahlen.  „Auch  ohne  Kenntnis  der  Geschichte  unserer  Stände,“ 
sagte  Gneisti"^),  „fühlten-  instinktiv,  dass  die  Entmündigung 
der  Genieinfreien  stets  damit  begonnen  hat,  dass  die  Be- 
sitzenden seine  staatlichen  Lasten  übernahmen.  In  einem 
Staatswesen  mit  so  weit  ausgedehnten  politischen  Stimm-  und 
W'ahlrechten  ist  nicht  das  einzige  Band  zu  lösen,  durch 
welches  ^Millionen  der  Bevölkerung  mit  ihrem  Bewusstsein 
öffentlicher  Pflichten  an  das  Gemeinwesen  gebunden  sind.“ 

Auf  Bismarck  machten  derartige  Erwägungen  gar  keinen 
Eiiuh-nck.  Er  ist  ganz  entgegengesetzter  Meinung:  „Es  ist 
nie  und  für  keinen  ein  \'ergnügen,  Steuer  zu  zahlen,  und  es 
trägt  das  auch  nicht  bei  zur  Erhöhung  des  Selbstgefühls; 
im  Gegenteil,  capite  census  zu  sein,  drückt  den  Bürger“  3). 
Auch  uns  will  scheinen,  dass  gerad(i  das  allgemeine  gleiche 
\\'ahlrecht  dagegen  spricht,  eiin^  Entmündigung  des  Volkes 
für  möglich  zu  halten.  Das  Reichstagswahlrecht  war  that- 
sächlich  in  dieser  Richtung  Bismarcks  grösste  socialpolitische 
That,  wenn  er  selbst  dies  auch  nicht  unmittelbar  bezweckte, 
soiuhu-n  nur  1866  „diese  damals  stärkste  der  freiheitlichen 


1 1 Vfjb  den  Art.  „Wehr.steuer“  des  W.  d.  V.  W.  11.  870. 
2)  Die  preussische  Fisanzreform.  S.  225  ff. 

8)  A.  4.  Febr.  1881.  Vlll.  22. 
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Künste  mit  in  di('  Pfanne  warf,  um  das  monarchische  Aus- 
land abzuschreck(Mi  von  Versuclnui,  di(>  Finger  in  unsere  na- 
tionale Omelette  zu  stecken“  ')■  Aber  auch  Socialpolitik(‘r 
hab(m  gegen  die  weitgehende  Befreiung  von  direkten  St(uiern 
Ihalenken  gehabt.  So  fürchtet  Adolf  W'agner'G,  die  Be- 
fnüung  von  direkten  Steuern  Hesse  so  leicht  den  notwcuidigen 
Zusamiiumhang  zwischen  Besteuerung  und  öff(‘iitlichei-  lieistung 
vt'rkennen;  aber  tu- selbst  muss  doch  zugebeiG),  dass  das  Bt^- 
wusstsein,  mit  der  Steuerzahlung  eine  wichtige  sittliche  und 
R('chts-Pf licht  gegen  das  Gemeimvesen  erfüllt  zu  liaben,  den 
meisten  ohnehin  unbekannt  ist. 

Allei-dings  in  der  Höhe  der  Steuerbefreiungen  ging 
Bismarck  doch  zu  weit.  Zwar  hat  er  mit  Recht  betont,  dass 
die  Steuerleistungen  den  Mittelklassen  manchesmal  relativ 
schwerer  fallen  als  den  unteren  Klassen  wegen  der  an  sie 
heranti-et enden  grossen  Anforderungen  andei-ei-  Art.  Dennoch 
haben  auch  weitgehende  Socialpolitiker,  wie  Adolf  Wagnei--^), 
Bismarcks  MHinsche  als  zu  weitgehend  bezeichnet.  Selbst  in 
einem  so  reichen  Lande  wie  England  geht  man  nur  bis  zu 
6000  Mark  und  auch  Gladstone  hatte  in  seinem  oben  erwähnten 
Gutachten  4500  Mark  als  äusserste  Grenze  bezeichnet.  — 

Gänzlich , wenigstens  von  den  Staatssteuern,  möchte 
Bismarck  die  Staatsbeamten  bedVeien.  „Es  ist  dies  eine  un- 
logische Auflage  . . . ich  kann  sie  nur  identifizieren  mit  der 
direkten  Steuer,  die  der  Staat  etwa  auf  die  Coupons  seiner 
eigenen  Schulden  legen  würde.  Entweder  der  Beamte  ist 
ausreichend  bezahlt,  oder  er  ist  nicht  in  dem  Falle  oder  (u- 
ist  zu  hoch  bezahlt,  ln  dem  Falle,  dass  er  zu  hoch  bezahlt 
ist,  mag  man  ihm  einen  Teil  des  (tehalts  entziidum;  ist  er 
ausreichend  bezahlt,  so  ist  es  eine  aussei-ordent liehe  Härte, 


1)  „Ged.  und  Erin.“  11.  58. 

2)  Finanzwis-sensch.  2.  Aufl.  2.  Teil.  S.  048.  — Auch  Sclimoller 
scheint  die.ser  Gedanke  nicht  fernzuliegen.  Vgl.  ..Zu  Bismarcks  Ge- 
dächtnis.“ S.  89. 

8)  Ebenda  S.  038. 

4j  a.  a.  U.  S.  670. 
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ihm  durch  die  Steuer  nocli  einen  Teil  des  r4eh;ilts  zu  wv- 
kürzeu“ 

ln  diesen  Ausführung’en,  insbeseiidere  dem  Verg-hdeh 
mit  der  Couponsteuer,  sieht  Adolf  Wag'ner-)  ein  INnss- 
verständniss.  Dmin  „die  Gehaltszahlung  und  Besteuerung 
(U'folgen  auf  Grund  ganz  verschiedenei'  Kechtstitel,  dort 
handelt  der  Staat  als  Arbeitgehei'  nach  dem  StaatsdieiuT- 
vertrag,  hier  als  Finanzgewalt  gegenüber  dem  Staatsbürger. 
An  dit'seiu  Verhältnis  ändert  sich  dadurch,  dass  hier  Arbeit- 
gtd)(*r  und  Finanzgewalt  in  der  Staatspersönliclikeit  zusammen- 
fallen, nichts.“  Diese  Ein  Wendungen  treffen,  so  richtig  sii* 
an  sich  sind,  zunächst  doch  iiui-  denjmiigen,  dei-  das  von 
Wagner  angenommene  Verhältnis  ZAvischen  Staat  und  Be- 
amten für  vorhanden  liält.  Bismarcks  ganzer  Anschauungs- 
weise lag  aber  die  lehnrechtliche  Aul'fassung  des  Beamten- 
verhältnisses viel  nähei’  und  deshalb  widerstrebte  es  ihm. 
dass  d(‘r  Staat  das  einmal  verliehene  Gehalt  aus  irgend 
welchem  Kechtsgrunde  kürzen  solle. 

Wenn  nun  auch  Bismarck  für  eine  stärkere  Heran- 
ziehung d(‘S  fundierten  gegenüber  dem  nicht  fundierten  Kin- 
kommen  ist,  so  hält  er  doch  bezüglich  einer  Progression  dm’ 
Besteuerung  Vorsicht  für  geboten,  da  sonst  die  grossen  \ er- 
mögen  aus  dem  Lande  gehen •^).  Fine  ans(dinliche  Vermehrung 
unserer  Finnahmen  mhoffte  er  aber  von  der  Finführung  d('i’ 
Selbst einschätzung.  In  ihr  glaubti*  er  eine  wahre  Fund- 
grube für  den  Finanzminister  sehen  zu  könneiD).  Ursprüng- 
lich meinte  m’  allerdings,  in  allen  Schichten  unserer  BindUke- 
]’ung  liege  eine  gewisse  Trägheit  zur  Frfüllung  der  Pflichten, 


1)  R.  2.  Mai  1879.  VII.  191. 

2)  a.  a.  ü.  S.  401. 

:h  R.  14.  Juni  1882.  IX.  89.  — Bei  der  Krbschat't.sstenerrefonn 
von  1872  hatte  er  allerdiiifj.s  angeregt  .,die  i’rocentsätze  namentlich 
bei  denjenigen  Graden  und  t’J)ergängen  zu  steigern,  wo  die  Ver- 
inögensübertragung  nicht  von  Hause  aus  auf  Recht  und  Pflicht 
beruhe.“  Poschinger,  Aktenst.  1.  189. 

4)  R.  28.  März  1881.  VIll.  154. 
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deshalb  werd«'  auch  fast  in  allen  Ständen  gi’schmuggidt. ') 
Si»äter  aber  ändeile  er  seine  Ansicht.  Fi’  meinte,  das 
Schmuggeln  gelte  doch  nicht  mehr  für  anständig,  wie  über- 
hauiit  „die  Zahl  der  Steum'pflichtigen,  die  fähig  sind,  aus 
(hddinteressen  wissmitlich  zu  lügen,  so  gross  nicht  ist"*  . 
Deshalb  hält  d(‘r  Kanzlei’  nicht  einmal  eventuelle  Konven- 
tiunalstrafen  für  falsche  Deklarationen  für  erforderlich-'). 

Namentlich  das  Finkommen  aus  Goupons  hoffti'  Bismarck 
durch  die  Selbsteinschätzung  stärker  heranziehen  zu  können, 
da  es  bei  der  Finschätzung  dui’ch  Kommissionen  niemals  so 
richtig  beurteilt  werden  könne,  wie  das  Grundvermögen,  das 
klar  vor  aller  Augen  li<‘gt.  Bei  dieser  Art  des  Finkommens 
wünschte  m-  elumfalls  eine  Steum’difterenzim’ung,  je  nachdem 
es  sich  um  inländisclK*  oder  aiisländisclu’  Werti“  handle. 
Letztere  möchte  ei’  höher  besteuert  Avissen,  um  eine  Ai't 
Schutzzoll  gegen  si(^  zu  haben.  — 

Das  letzte  Ziel  dei’  Bismai’ckschen  Steuerreform  bildete 
die  Kegelung  dei’  kommunalen  Finanzen.  Vor  allem  sollte 
die  Mietssteum’,  soweit  sie  bestand,  beseitigt  werden.  Gegen 
diese  richtete  er  ähnliclK*  Wirwürfe  wie  gegen  die  KTassmi- 
steuer.  „Die  Mietssteuer  ist  eine  der  unvollkommensten  und 
drückendsten,  eine  nach  unten  hin  wachsende  sog.  degressive 
Steuer,  die  den  Armen  ganz  unverhältnismässig  höher  trifft 
als  den  Keichen,  und  unter  den  Armen  den  Kinderreichen 
wieder  höher  als  den  Kinderarmen“  ■*).  Um  sie,  sowie  ilie 
hohen,  von  den  Kommnnen  erhobenen  Steuerzuschläge  un- 
nötig zu  machen,  sollten  Überweisungen  staatlicher  Frtrags- 
st(uiern  an  die  Kommunen  ei’folgen.  „Auf  dem  Gebiete  ib‘r 
Finanzen,  heisst  es  in  den  „Gedanken  und  Frinnerungen“  •’), 
war  meine  Zustimmung  zu  einer  Steuerreform  jederzeit  dem 
Verlangen  untergeordnet,  diejenigen  direkten  SteiU'rn,  die 


1)  A.  1.  .Juni  1865.  II.  234. 

2)  R.  5.  Mai  1885.  X.  324. 

3J  R.  28.  März  1881.  VIII  1.54. 

4)  R 4.  März  1881.  VIII.  11.5,  117. 
5j  11.  207. 
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von  (lern  Vermoo-en  des  Zahleiidon  iiiiabliäii^ig-  sind,  nicht 
tVniei'  als  Massstab  für  jäbrlich(‘  Zuschläge  zu  benutzen“. 
Dtni  Koininnnen  sollt(ni  aber  ancli  diejenigen  Staatslasten,  die 
ihnen  pei'  fas  et  nefas  aut>(‘bürdet  wai-tni,  wiedei'  abo-e- 
noinnien  werden,  so  di(>  Auso-aluni  für  Poli/an  und  Standes- 
amt, für  Schul-  und  Arnnniwc'sen  ’). 

Die  PliiiK',  mit  (bmen  sich  Bismarck  truo-,  hat  er  niclit 
mehr  zur  Dui-chfiihruno-  brin«-en  können. 

Bezüii’lich  d(‘r  tTestaltunsf  unsei'er  rOnchsfinanzen'  ist 
auch  heut(*  noch  nicht  das  letzt('  ort  g'esprochen.  Ihre 
(frundlag-e  aber  verdanken  sie  Bismarck.  Allerding-s  wmin 
Schmoller^)  meint,  ohne  stun  King’reifen  wär('  der  Peichs- 
fiskus  „dei-  Schwindsucht  oder  dem  Bankei-ott  aidieimg'efallen“, 
so  lohinen  wir  das  letztei'e  übeiPaupt  nicht  für  mög-lich  er- 
achten, da  di(‘  Heichsfinanzeii  nicht  einmal  ein  Defizit  kenium, 
„Der  Peichshaushalt  kennt  kein  Defizit,  es  treten  die  Dm- 
lag-en  (du,  und  da  ist  ein  Defizit  unmöglich.  Ein  Defizit  ist, 
was  durch  Anleihen  gedeckt  werden  muss;  ein  solches  Defizit 
ist  in  den  einzelnen  Staaten  möglich,  aber  der  Keichshaushalt 
kennt  kein  Defizit,  er  kennt  nur  höhere  Matrikularl)eiträge“D. 
(Emieint  hat  Schmoller  wohl  auch  nur,  dass  wir  schliess- 
lich ganz  auf  Matrikularbeiträge  angewiesmi  gewesmi  wäi'en. 

In  Preussen  ist  die  Finanznü'orm  durchgeführt  worden, 
ahm-  erst,  nachdem  Bismai-ck  in  den  Ruhestand  getreten  war, 
und  in  manchen  Punkten  wohl  nicht  ganz  in  seinem  Sinne. 

Angei'egt  sind  aber  alle  di('se  Reformen  von  Bismarck, 
das  bleibt  sein  dauerndes  \"erdienst.  Insbesondere  für  die 
Entwicklung  der  Verln-auchssteuern  ist  Bismarck  bei  uns 
bahnbrechend  gewesen:  „Was  anden*  Praktiker  und  ddieore- 
tiker  neuerdings  in  ähnlicher  Richtung  geleistet  haben,  läuft 
zum  grossen  Teil  nur  auf  eine  Paraphrase  diesei'  Bismai-ck- 
schen  Steuerpolitik  hinaus“  D- 

1)  Schreiben  vom  8.  Mai  1881.  Poschiiifjer.  Aktenst.  11.57  ;")8. 

2)  „Zu  Bismarcks  Gedäclitnis.“  S.  48. 

;i)  R.  l.Dez.  1884.  X.  45. 

4)  Wa^>■ner  a.  a.  O.  S.  609. 
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Lebenslauf. 


Ich,  Georg  Brodnitz,  ev.  Konfession,  wurde  zu 
Berlin  am  IS.  November  IS7l)  geboren.  Ich  erhielt  meine 
Schulbildung  auf  dem  Königlichen  W’ilhelmsgymnasium  daselbst 
und  widmet!'  mich  nach  bestandener  Reifeprüfung  rechts-  und 
staatswisseiischaftlichen  Studien  an  den  l niversitäten  Paiis, 
Oxford,  Berlin  und  Halle.  Meine  Lehrer  waren  die  Herren 
Prof.  Prof.  Dr.  Dr.  Ägidi,  Anson,  Bornhak,  Brunner, 
('arlyle,('onrad,Dambach,Der  nburg,Deschamps, 
Eck  , Friedberg.  0 erardin  , Gic'rke,  Ooudy.  Hey- 
mann, Hübler,  Jenks,  Kahl,  Kaufmann,  Köhler, 

L as  s , Lasso  n,  L eroy -B  eaul ieu,  V.  Bisst , V.  1\I  a r tit z, 

Meitzeii,  Michel,  Nande,  (Irtmanii,  Paulseii,  Per- 
nice,  Planiol,  Schmoller,  Seckel,  Sering,  Simmel. 
Vaihinger,  Wagner. 

Ihnen  allen  sage  ich  meinen  aufrichtigsten  Dank. 

Seit  dem  2.  duli  UMH)  gehöre  ich,  nachdem  ich  am 
Kammergeiicht  die  erste  juristische  Prüfung  abgelegt,  dem 
Königlich  Preussischen  Justizdienste  an.  Die  juristische 
Doktorwürde  erwarb  ich  an  der  Universität  T.eipzig  und 
bestand  am  2S.  Juni  1901  das  philosophische  Doktorexamen 
an  der  hiesigen  Universität. 


Thesen. 
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Es  empfiehlt  sich,  die  Erhschaftsstener  als  Eeichssteuei' 
einzuführeii. 

. II. 

Das  Eecht  auf  Arbeit  kann  weder  rechtlidi  anerkannt 
iiücli  praktisch  durchg'eführt  werden. 

III. 

Die  Behanptnng-  Charles  Andlers  (Le  Prince  de  Bismarck, 
}).  dt)2),  Cülhert  sei  ein  Vorg-äng-er  Bismarcks  auf  dem  Weg-e 
der  staatlichen  Versichernng-,  ist  unhaltbar. 
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